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N e u b e k a n n t m a c h u n g
des Niedersächsischen

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

Vom 14. November 2019

Aufgrund des Artikels 4 des Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes und zur
Änderung weiterer Gesetze vom 11. September 2019 (Nds.
GVBl. S. 258) wird nachstehend der Wortlaut des Niedersäch-
sischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 2. Juni 1982
(Nds. GVBl. S. 139) in der ab dem 1. Oktober 2019 geltenden
Fassung unter Berücksichtigung

der Bekanntmachung vom 4. Juli 2011 (Nds. GVBl. S. 238),

des Artikels 3 des Gesetzes vom 13. April 2011 (Nds. GVBl.
S. 104),

des Artikels 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2014 (Nds. GVBl.
S. 211),

des Artikels 1 des Gesetzes vom 1. Februar 2017 (Nds. GVBl.
S. 16),

des Artikels 3 § 5 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds.
GVBl. S. 88) und

des Artikels 1 des Gesetzes vom 11. September 2019 (Nds.
GVBl. S. 258)

bekannt gemacht.

Hannover, den 14. November 2019

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

P i s t o r i u s

Minister
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Niedersächsisches Verwaltungsvollstreckungsgesetz
(NVwVG)

in der Fassung vom 14. November 2019
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§ 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Vollstreckung von Ansprüchen
des Landes, einer Kommune oder einer sonstigen der Aufsicht
des Landes unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stif-
tung des öffentlichen Rechts aus

1. Vollstreckungsurkunden (§ 2 Abs. 1 bis 4) über Geldforde-
rungen,

2. Verwaltungsakten und öffentlich-rechtlichen Verträgen,
soweit sich daraus Verpflichtungen zur Vornahme einer
Handlung, zur Duldung oder zur Unterlassung ergeben
(§§ 70 bis 72).

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Vollstreckung
wegen Geldforderungen gelten auch,

1. soweit die Länder in Bundesgesetzen ermächtigt sind zu
bestimmen, dass für die Vollstreckung wegen Geldforde-
rungen die landesrechtlichen Vorschriften anzuwenden
sind,

2. wenn ein Gericht eine Vollstreckungsbehörde zur Ausfüh-
rung einer Vollstreckung wegen einer Geldforderung in
Anspruch nimmt und die Vollstreckung nach landesrecht-
lichen Vorschriften durchzuführen ist.

E r s t e r  T e i l

Vollstreckung wegen Geldforderungen

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§ 2

Vollstreckungsurkunden, Vollstreckungsschuldnerin,
Vollstreckungsschuldner

(1) 1Ein Verwaltungsakt, der zu einer Geldleistung ver-
pflichtet (Leistungsbescheid), wird nach den Vorschriften die-
ses Teils vollstreckt. 2Dasselbe gilt für einen Bescheid, der zur
Duldung der Vollstreckung wegen einer Geldforderung ver-
pflichtet.

(1 a) 1Wer kraft Gesetzes für eine durch Leistungsbescheid
festsetzbare Geldleistung haftet, kann durch Leistungsbescheid
in Anspruch genommen werden. 2Zuständig ist die für die
Festsetzung der Geldleistung zuständige Behörde. 

(2) Die Vorschriften dieses Teils gelten auch für die Voll-
streckung von Geldforderungen, welche sich aus den folgen-
den Vollstreckungsurkunden ergeben:

1. Erklärung einer Person, die aufgrund einer Rechtsvor-
schrift eine von ihr zu erbringende Geldleistung selbst zu
berechnen hat,

2. Beitragsnachweis einer Arbeitgeberin oder eines Arbeitge-
bers nach § 28 f Abs. 3 des Vierten Buchs des Sozialgesetz-
buchs,

3. öffentlich-rechtlicher Vertrag, soweit sich darin die Schuld-
nerin oder der Schuldner der sofortigen Vollstreckung we-
gen einer Geldleistung unterworfen hat,

4. Zahlungsaufforderung wegen einer privatrechtlichen Geld-
forderung, wenn durch Verordnung nach Absatz 3 zuge-
lassen ist, dass solche Geldforderungen im Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren vollstreckt werden dürfen,

5. andere Urkunden, deren Vollstreckung im Verwaltungs-
vollstreckungsverfahren durch Rechtsvorschrift des Lan-
des besonders zugelassen ist.

(3) 1Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verord-
nung zu bestimmen, welche privatrechtlichen Geldforderun-
gen der in § 1 Abs. 1 genannten Stellen im Verwaltungsvoll-
streckungsverfahren vollstreckt werden können. 2Die Geldfor-
derungen müssen dadurch entstanden sein, dass Dritte

1. öffentliche Einrichtungen in Anspruch genommen haben,

2. aus öffentlichem Vermögen Nutzungen gezogen oder Früchte
erworben haben oder

3. öffentliche Mittel für öffentlich geförderte, insbesondere
soziale Zwecke in Anspruch genommen haben.

3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Forderungen öffentlich-
rechtlicher Versicherungsunternehmen, die am Wettbewerb
teilnehmen, und für öffentlich-rechtliche Bank- und Kreditin-
stitute einschließlich der Sparkassen.

(4) 1Vollstreckungsurkunde in den Fällen des § 1 Abs. 2 Nr. 1
ist, wenn das Bundesrecht keine andere Bestimmung trifft, ein
Leistungsbescheid. 2Vollstreckungsurkunde in den Fällen des
§ 1 Abs. 2 Nr. 2 ist die gerichtliche Entscheidung.

(5) Vollstreckungsschuldnerin oder Vollstreckungsschuld-
ner ist

1. bei einem Leistungsbescheid die- oder derjenige, gegen die
oder den der Leistungsbescheid gerichtet ist,

2. bei anderen Vollstreckungsurkunden die- oder derjenige,
die oder der darin als zahlungspflichtig genannt wird,

3. bei einem Bescheid nach Absatz 1 Satz 2 die- oder derjenige,
die oder der zur Duldung der Vollstreckung verpflichtet
ist.

§ 3

Voraussetzungen der Vollstreckung

(1) Die Vollstreckung darf erst beginnen, wenn

1. gegen den Leistungsbescheid oder gegen die andere Voll-
streckungsurkunde kein Rechtsbehelf mit aufschiebender
Wirkung eingelegt werden kann,

2. die Geldforderung fällig ist,

3. der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungs-
schuldner die Vollstreckung durch eine Mahnung ange-
droht worden ist, es sei denn, dass diese nach § 4 nicht
erforderlich ist, und

4. die in der Mahnung bestimmte Zahlungsfrist oder in den
Fällen des § 4 Abs. 3 und 4 Nr. 1 drei Tage, gerechnet vom
Zeitpunkt der Fälligkeit, verstrichen sind.

(2) Nebenforderungen wie Säumniszuschläge, Zinsen und
Kosten können mit der Hauptforderung vollstreckt werden,
wenn die Vollstreckung wegen der Hauptforderung eingeleitet
und im Leistungsbescheid oder in der anderen Vollstreckungs-
urkunde auf diese Nebenforderungen dem Grunde nach hin-
gewiesen worden ist.

(3) Einwendungen gegen die Rechtmäßigkeit eines Leis-
tungsbescheids oder einer anderen Vollstreckungsurkunde
sind, auch wenn diese nach Eintritt der Unanfechtbarkeit ent-
standen sind, außerhalb des Vollstreckungsverfahrens mit
den hierfür gegebenen Rechtsbehelfen zu verfolgen.

§ 4

Mahnung

(1) 1Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner ist unter Einräumung einer Zahlungsfrist von min-
destens einer Woche zu mahnen. 2Die Mahnung muss die
Vollstreckungsbehörde bezeichnen.

(2) Die Mahnung ist erst nach Ablauf einer Woche seit der
Fälligkeit der Geldforderung zulässig.

(3) Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

1. die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner spätestens eine Woche vor Eintritt der Fälligkeit
an die Zahlung erinnert wurde; die Erinnerung kann auch
durch öffentliche Bekanntmachung allgemein erfolgen,
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2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass

a) der Erfolg der Vollstreckung durch die Mahnung ge-
fährdet würde oder

b) die Mahnung infolge eines in der Person der Voll-
streckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners liegenden Grundes dieser oder diesem nicht zur
Kenntnis kommen wird,

oder

3. in den Fällen des § 1 Abs. 2 eine Erinnerung oder Mah-
nung nach bundesrechtlichen Vorschriften erfolgt ist und
die danach bestimmte Frist abgelaufen ist.

(4) Ohne Mahnung können vollstreckt werden

1. Zwangsgelder und Kosten einer Ersatzvornahme,

2. Nebenleistungen wie Säumniszuschläge, Zinsen und Kos-
ten, wenn die Vollstreckung wegen der Hauptleistung ein-
geleitet worden ist.

§ 5

Vertretung des Vollstreckungsgläubigers

1Der Vollstreckungsgläubiger wird durch die Behörde ver-
treten, die den Leistungsbescheid erlassen hat oder die in der
anderen Vollstreckungsurkunde genannt ist. 2In den Fällen
des § 2 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 5 vertritt diejenige Behörde den
Vollstreckungsgläubiger, der gegenüber die Erklärung in der
Vollstreckungsurkunde abzugeben war.

§ 6

Vollstreckungsbehörden

(1) Zur Vollstreckung sind die Kommunen, mit Ausnahme
der Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden, und das Nie-
dersächsische Landesamt für Bezüge und Versorgung befugt.

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verord-
nung weitere Landesbehörden und juristische Personen des
öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterliegen,
zu Vollstreckungsbehörden zu bestimmen, wenn sie für die
Durchführung von Vollstreckungen geeignet erscheinen.

(3) Das Niedersächsische Landesamt für Bezüge und Versor-
gung und die durch Verordnung nach Absatz 2 bestimmten
Landesbehörden sind im gesamten Landesgebiet zur Voll-
streckung befugt.

§ 6 a

Gütliche und zügige Erledigung

Die Vollstreckungsbehörde soll in jeder Lage des Verfahrens
auf eine gütliche und zügige Erledigung hinwirken.

§ 7

Vollstreckungshilfe

(1) 1Die Vollstreckungsbehörden leisten niedersächsischen
Behörden, die nicht selbst Vollstreckungsbehörde sind, Voll-
streckungshilfe. 2Die Vorschriften über Vollstreckungshilfe
gelten entsprechend, wenn die Vollstreckungsbehörde aufgrund
einer Rechtsvorschrift für den Vollstreckungsgläubiger tätig
wird. 3§ 5 Abs. 3 Nr. 1, Abs. 4 und 5 sowie die §§ 6 und 7 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) gelten entsprechend.
4Die ersuchende Behörde hat der Vollstreckungsbehörde zu
bescheinigen, dass der Leistungsbescheid oder die sonstige
Vollstreckungsurkunde vollstreckbar ist.

(2) Die Verpflichtung zur Amtshilfe zwischen Vollstreckungs-
behörden bleibt unberührt.

(3) Die Vollstreckungshilfe ist für juristische Personen des
öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen,
eine Aufgabe des eigenen Wirkungskreises.

(4) Für die Vollstreckung der Bescheide über rückständige
Rundfunkgebühren oder Rundfunkbeiträge sind die Gemein-
den zuständig.

§ 8

Vollstreckungsbeamtinnen und Vollstreckungsbeamte

(1) Die der Vollstreckungsbeamtin oder dem Vollstreckungs-
beamten zugewiesenen Vollstreckungshandlungen führt die
Vollstreckungsbehörde durch besonders bestellte Bedienstete
aus.

(2) Die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbe-
amte muss bei der Ausübung ihrer oder seiner Tätigkeit einen
Dienstausweis mit sich führen und ihn auf Verlangen vorzei-
gen.

(3) 1Der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungs-
schuldner und Dritten gegenüber wird die Vollstreckungsbe-
amtin oder der Vollstreckungsbeamte durch schriftlichen
Auftrag der Vollstreckungsbehörde zur Vollstreckung ermäch-
tigt; der Auftrag ist vorzuzeigen. 2Wird der Auftrag mithilfe
automatischer Einrichtungen erstellt, so genügt es, wenn er
ein eingedrucktes Dienstsiegel und die Namensangabe der aus-
stellenden Person enthält.

(4) Die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbe-
amte gilt als bevollmächtigt, Zahlungen oder sonstige Leistun-
gen für den Vollstreckungsgläubiger in Empfang zu nehmen.

§ 8 a

Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher

(1) Das Niedersächsische Landesamt für Bezüge und Versor-
gung kann Vollstreckungshandlungen auch durch Gerichts-
vollzieherinnen oder Gerichtsvollzieher ausführen, soweit
eigene Vollstreckungsbeamtinnen und Vollstreckungsbeamte
nicht zur Verfügung stehen.

(2) 1Die anderen Vollstreckungsbehörden können eine Voll-
streckungshandlung, die der Vollstreckungsbeamtin oder dem
Vollstreckungsbeamten zugewiesen ist, im Einzelfall durch
Gerichtsvollzieherinnen oder Gerichtsvollzieher ausführen,
wenn

1. vorübergehend nicht genügend eigene Vollstreckungsbe-
amtinnen und Vollstreckungsbeamte zur Verfügung stehen,

2. die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher nicht
widerspricht und 

3. das Amtsgericht zustimmt.
2Das Justizministerium kann auf Antrag zulassen, dass eine Voll-
streckungsbehörde über den Einzelfall hinaus Vollstreckungs-
handlungen durch Gerichtsvollzieherinnen oder Gerichtsvoll-
zieher ausführt.

(3) 1Die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher
wird durch schriftlichen Auftrag der Vollstreckungsbehörde
ermächtigt, Vollstreckungshandlungen vorzunehmen und
Zahlungen oder sonstige Leistungen für den Vollstreckungs-
gläubiger in Empfang zu nehmen. 2Der Auftrag tritt an die
Stelle der vollstreckbaren Ausfertigung des Schuldtitels. 3Er
muss eine Erklärung über Höhe, Grund und Vollstreckbarkeit
der Geldforderung enthalten und die auszuführenden Voll-
streckungshandlungen bezeichnen. 4Wird der Auftrag mithilfe
automatischer Einrichtungen erstellt, so genügt es, wenn er ein
eingedrucktes Dienstsiegel und die Namensangabe der aus-
stellenden Person enthält. 5Der Auftrag kann bei der Gerichts-
vollzieherin oder dem Gerichtsvollzieher als elektronisches
Dokument eingereicht werden; für das elektronische Doku-
ment und seine Übermittlung gelten § 130 a Abs. 2 Satz 1 und
Abs. 3 bis 6 der Zivilprozessordnung sowie die §§ 2 bis 9 der
Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November
2017 (BGBl. I S. 3803), geändert durch Verordnung vom 9. Fe-
bruar 2018 (BGBl. I S. 200), in der jeweils geltenden Fassung
entsprechend. 6Der Auftrag wird der Vollstreckungsschuldne-
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rin oder dem Vollstreckungsschuldner nicht zugestellt und nicht
ausgehändigt. 7Er ist der Vollstreckungsschuldnerin oder dem
Vollstreckungsschuldner durch die Gerichtsvollzieherin oder
den Gerichtsvollzieher vorzuzeigen.

(4) 1Die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher
führt die Vollstreckungshandlungen, mit denen sie oder er be-
auftragt worden ist, nach den Vorschriften über die Zwangs-
vollstreckung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und den
hierzu geltenden Kostenvorschriften durch. 2Diese Vorschrif-
ten gelten auch für Rechtsbehelfe gegen die Maßnahmen der
Gerichtsvollzieherin oder des Gerichtsvollziehers.

§ 9

Durchsuchen von Wohnungen
und sonstigem Besitztum

(1) Soweit der Zweck der Vollstreckung es erfordert, darf
die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbeamte die
Wohnung und das sonstige Besitztum der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners durchsuchen
sowie verschlossene Türen und Behältnisse öffnen oder öff-
nen lassen.

(2) 1Die Wohnung darf ohne Einwilligung der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners nur aufgrund
einer Anordnung der Richterin oder des Richters bei dem
Amtsgericht durchsucht werden, in dessen Bezirk die Durch-
suchung erfolgen soll. 2Dies gilt nicht bei Gefahr im Verzuge.
3Die Anordnung nach Satz 1 ist bei der Vollstreckung vorzu-
zeigen.

(3) 1Wenn die Vollstreckungsschuldnerin oder der Voll-
streckungsschuldner in die Durchsuchung eingewilligt hat
oder eine Durchsuchungsanordnung vorliegt oder entbehrlich
ist, haben Personen, die Mitgewahrsam an der Wohnung der
Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners haben, die Durchsuchung zu dulden. 2Unbillige Härten
gegenüber diesen Personen sind zu vermeiden.

 (4) 1Soweit der Zweck der Vollstreckung es erfordert, haben
im Beisein der Vollstreckungsbeamtin oder des Vollstreckungs-
beamten auch hinzugezogene Zeuginnen und Zeugen, Ver-
waltungsvollzugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamte
(§ 50 des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehörden-
gesetzes — NPOG —), Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte
sowie Personen, die sich durch einen schriftlichen Auftrag
der Vollstreckungsbehörde ausweisen können, das Zutritts-
recht nach Absatz 1. 2§ 8 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 10

Anwendung unmittelbaren Zwangs

(1) 1Soweit der Zweck der Vollstreckung es erfordert, kann
die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbeamte
unmittelbaren Zwang anwenden und hierzu die Polizei um
Unterstützung ersuchen. 2Die §§ 69 und 71 bis 75 NPOG gel-
ten entsprechend mit der Maßgabe, dass nicht durch Waffen
und Sprengmittel auf Personen eingewirkt werden darf.

(2) Hat die Vollstreckungsbehörde Verwaltungsvollzugsbe-
amtinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamte (§ 50 NPOG) be-
stellt, so sind diese berechtigt, die Vollstreckungsbeamtin
oder den Vollstreckungsbeamten im Rahmen ihrer Befugnisse
zu unterstützen.

§ 11

Hinzuziehung von Zeuginnen und Zeugen

Wird der Vollstreckung Widerstand entgegengesetzt oder ist
bei einer Vollstreckungshandlung in der Wohnung der Voll-
streckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners we-
der die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner noch eine erwachsene Familienangehörige, ein er-
wachsener Familienangehöriger, eine in der Familie beschäf-
tigte Person, eine erwachsene ständige Mitbewohnerin oder

ein erwachsener ständiger Mitbewohner anwesend, so hat die
Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbeamte min-
destens eine erwachsene Zeugin oder einen erwachsenen Zeu-
gen hinzuzuziehen.

§ 12

Vollstreckung zur Nachtzeit
sowie an Sonn- und Feiertagen

1Zwischen 21 und 6 Uhr (Nachtzeit) sowie an Sonn- und
Feiertagen darf eine Vollstreckungshandlung nicht vorgenom-
men werden, wenn dies für die Vollstreckungsschuldnerin
oder den Vollstreckungsschuldner oder die Personen, die Mit-
gewahrsam haben, eine unbillige Härte darstellt oder der zu
erwartende Erfolg in einem Missverhältnis zu dem Eingriff
steht. 2In Wohnungen darf eine Vollstreckungshandlung zur
Nachtzeit sowie an Sonn- und Feiertagen nur mit besonderer
richterlicher Anordnung vorgenommen werden. 3Die Anord-
nung ist vorzuzeigen.

§ 13

Niederschrift

(1) Die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbe-
amte hat über jede Vollstreckungshandlung eine Niederschrift
aufzunehmen.

(2) Die Niederschrift muss enthalten:

1. Ort und Zeit der Aufnahme,

2. den Gegenstand der Vollstreckung unter Erwähnung der
wesentlichen Vorgänge,

3. die Namen der Personen, mit denen verhandelt worden
ist,

4. die Unterschrift der Personen zu Nummer 3 und die Be-
merkung, dass nach Vorlesung oder Vorlegung zur Durch-
sicht und nach Genehmigung unterzeichnet worden sei,

5. die Unterschrift der Vollstreckungsbeamtin oder des Voll-
streckungsbeamten.

(3) Konnte einem der Erfordernisse nach Absatz 2 Nr. 4
nicht genügt werden, so ist der Grund anzugeben.

§ 14

Aufforderungen und Mitteilungen
der Vollstreckungsbeamtin 

oder des Vollstreckungsbeamten

1Die Aufforderungen und die sonstigen Mitteilungen, die zu
den Vollstreckungshandlungen gehören, sind von der Voll-
streckungsbeamtin oder dem Vollstreckungsbeamten den er-
schienenen Beteiligten mündlich bekannt zu geben und voll-
ständig in die Niederschrift aufzunehmen. 2Soweit die Betei-
ligten nicht erschienen sind, werden Aufforderungen und
Mitteilungen durch Übersendung einer Abschrift der Nieder-
schrift bekannt gegeben.

§ 15

Vollstreckung gegen eine Ehegattin, einen Ehegatten, 
eine Lebenspartnerin oder einen Lebenspartner

1Für die Vollstreckung gegen eine Ehegattin, einen Ehegat-
ten, eine Lebenspartnerin oder einen Lebenspartner gilt § 739
der Zivilprozessordnung entsprechend. 2Für die Vollstreckung
gegen eine Ehegattin oder einen Ehegatten gelten auch die
§§ 740, 741, 743 und 745 der Zivilprozessordnung entspre-
chend.

§ 16

Vollstreckung gegen Nießbraucher

Für die Vollstreckung in Gegenstände, die dem Nießbrauch
an einem Vermögen unterliegen, gilt § 737 der Zivilprozess-
ordnung entsprechend.
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§ 17

Vollstreckung nach dem Tod der Vollstreckungsschuldnerin
oder des Vollstreckungsschuldners

(1) Eine Vollstreckung, die vor dem Tod der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners begonnen
hatte, kann in den Nachlass fortgesetzt werden.

(2) 1Ist bei einer Vollstreckungshandlung die Hinzuziehung
der Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners erforderlich, so hat, wenn die Erbschaft noch nicht ange-
nommen worden oder wenn die Erbin oder der Erbe un-
bekannt oder wenn es ungewiss ist, ob die Erbschaft ange-
nommen worden ist, die Vollstreckungsbehörde der Erbin
oder dem Erben eine einstweilige besondere Vertreterin oder
einen einstweiligen besonderen Vertreter zu bestellen. 2Die
Bestellung hat zu unterbleiben, wenn eine Nachlasspflegerin
oder ein Nachlasspfleger bestellt worden ist oder die Verwal-
tung des Nachlasses einer Testamentsvollstreckerin oder ei-
nem Testamentsvollstrecker zusteht.

§ 18

Vollstreckung gegen Erbinnen und Erben

(1) Für die Vollstreckung gegen Erbinnen und Erben gelten
die §§ 747, 748, 778, 780 Abs. 2 und die §§ 781 bis 784 der Zi-
vilprozessordnung entsprechend. 

(2) 1Einwendungen nach den §§ 781 bis 784 der Zivilpro-
zessordnung kann die Erbin oder der Erbe im Streitfall durch
Klage gegen den Vollstreckungsgläubiger vor dem ordentli-
chen Gericht, in dessen Bezirk vollstreckt wird, geltend ma-
chen. 2Das Gericht kann vorläufige Maßnahmen in ent-
sprechender Anwendung der §§ 769 und 770 der Zivilpro-
zessordnung treffen.

§ 19

Sonstige Fälle beschränkter Haftung
1Auf die nach § 1489 des Bürgerlichen Gesetzbuchs eintre-

tende beschränkte Haftung sind die §§ 781 bis 784 der Zivil-
prozessordnung, auf die nach den §§ 1480, 1504 und 2187
des Bürgerlichen Gesetzbuchs eintretende beschränkte Haf-
tung ist § 781 der Zivilprozessordnung entsprechend anzu-
wenden. 2§ 18 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 20

Vollstreckung gegen Personenvereinigungen
1Für die Vollstreckung in das Vermögen nicht rechtsfähiger

Personenvereinigungen genügt ein Leistungsbescheid gegen
die Personenvereinigung oder eine andere Vollstreckungsur-
kunde, nach der die Personenvereinigung zahlungspflichtig
ist. 2Entsprechendes gilt für Zweckvermögen und sonstige ei-
ner juristischen Person ähnliche Gebilde.

§ 21

Vollstreckung gegen juristische Personen
des öffentlichen Rechts

(1) 1Die Vollstreckung gegen juristische Personen des öffent-
lichen Rechts ist zulässig, soweit diese dadurch nicht an der
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gehindert werden. 2Der
Vollstreckungsgläubiger hat seine Absicht, die Vollstreckung
zu betreiben, der Aufsichtsbehörde der juristischen Person,
gegen die sich die Vollstreckung richten soll, anzuzeigen, es sei
denn, es handelt sich um die Verfolgung dinglicher Rechte.
3Die Vollstreckung darf erst vier Wochen nach Zugang der
Anzeige beginnen. 4Die Vollstreckung ist unzulässig in Sa-
chen, deren Veräußerung ein öffentliches Interesse entgegen-
steht.

(2) Für öffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen,
die am Wettbewerb teilnehmen, und für öffentlich-rechtliche
Bank- und Kreditinstitute einschließlich der Sparkassen gel-
ten die Beschränkungen des Absatzes 1 nicht.

§ 21 a

Vermögensermittlung, Auskunftspflicht

(1) 1Die Vollstreckungsbehörde kann zur Vorbereitung der
Vollstreckung wegen einer Geldforderung die Vermögens- und
Einkommensverhältnisse der Vollstreckungsschuldnerin oder
des Vollstreckungsschuldners ermitteln und zu diesem Zweck
auch Meldedaten bei der Meldebehörde erheben. 2Sie darf ihr
bekannte, nach § 30 der Abgabenordnung (AO) geschützte
Daten, die sie bei der Vollstreckung wegen Steuern und steu-
erlicher Nebenleistungen verwenden darf, auch bei der Voll-
streckung wegen anderer Geldleistungen als Steuern und
steuerlicher Nebenleistungen verwenden. 3Satz 2 gilt entspre-
chend, soweit § 30 AO entsprechend anzuwenden ist.

(2) 1Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner, die sonstigen Beteiligten und andere Personen sind
verpflichtet, Auskunft zur Ermittlung der in Absatz 1 Satz 1
genannten Verhältnisse zu erteilen; § 65 VwVfG gilt entspre-
chend. 2Die Auskunftspflicht nach Satz 1 besteht auch für
nicht rechtsfähige Vereinigungen, Vermögensmassen, Behör-
den und Betriebe gewerblicher Art der Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts; § 34 und § 79 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 AO
gelten entsprechend. 3Von den sonstigen Beteiligten und an-
deren Personen soll eine Auskunft erst verlangt werden, wenn
die Sachverhaltsaufklärung durch die Vollstreckungsschuld-
nerin oder den Vollstreckungsschuldner nicht zum Ziel ge-
führt hat oder keinen Erfolg verspricht. 4In dem Auskunfts-
ersuchen ist anzugeben, worüber Auskunft erteilt werden
soll. 5Auskunftsersuchen sind auf Verlangen der oder des
Auskunftspflichtigen schriftlich zu stellen.

§ 21 b

Ermittlung des Aufenthaltsortes
der Vollstreckungsschuldnerin 

und des Vollstreckungsschuldners

(1) Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort der
Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners nicht durch Anfrage bei der Meldebehörde zu ermitteln,
so darf die Vollstreckungsbehörde folgende Angaben erheben:

1. beim Ausländerzentralregister die Angaben zur aktenfüh-
renden Ausländerbehörde und die Angaben zu Zuzug
oder Fortzug der Vollstreckungsschuldnerin oder des Voll-
streckungsschuldners und bei der Ausländerbehörde, die
nach Auskunft des Ausländerzentralregisters aktenfüh-
rend ist, den Aufenthaltsort der Vollstreckungsschuldne-
rin oder des Vollstreckungsschuldners,

2. bei den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung die
dort bekannte derzeitige Anschrift und den derzeitigen
oder den zukünftigen Aufenthaltsort der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners sowie

3. beim Kraftfahrt-Bundesamt die Halterdaten nach § 35
Abs. 4 c Nr. 2 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG). 

(2) Die Vollstreckungsbehörde darf die gegenwärtigen An-
schriften, den Ort der Hauptniederlassung oder den Sitz der
Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners erheben

1. durch Einsicht in das Handels-, Genossenschafts-, Partner-
schafts-, Unternehmens- oder Vereinsregister oder

2. durch Einholung der Anschrift bei den für die Durchfüh-
rung der Aufgaben nach § 14 Abs. 1 der Gewerbeordnung
zuständigen Behörden.

(3) Nach Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 erhobene Daten, die
innerhalb der letzten drei Monate bei der Vollstreckungsbe-
hörde eingegangen sind, dürfen von der Vollstreckungsbehör-
de auch einer weiteren Vollstreckungsbehörde übermittelt
werden, wenn die Voraussetzungen für die Datenerhebung
auch bei der weiteren Vollstreckungsbehörde vorliegen.

(4) 1Ist die Vollstreckungsschuldnerin Unionsbürgerin oder
der Vollstreckungsschuldner Unionsbürger, so darf die Voll-
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streckungsbehörde die Daten nach Absatz 1 Nr. 1 nur erhe-
ben, wenn ihr tatsächliche Anhaltspunkte für die Vermutung
vorliegen, dass bei der betroffenen Person das Nichtbestehen
oder der Verlust des Freizügigkeitsrechts festgestellt worden
ist. ²Eine Übermittlung der Daten nach Absatz 1 Nr. 1 an die
Vollstreckungsbehörde ist ausgeschlossen, wenn die Voll-
streckungsschuldnerin eine Unionsbürgerin oder der Voll-
streckungsschuldner ein Unionsbürger ist, für die oder den
eine Feststellung des Nichtbestehens oder des Verlustes des
Freizügigkeitsrechts nicht vorliegt.

§ 22

Vermögensauskunft

(1) Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner hat der Vollstreckungsbehörde auf deren Anord-
nung Auskunft über ihr oder sein Vermögen (Vermögensaus-
kunft) zu erteilen, wenn sie oder er die Geldforderung nicht
erfüllt hat, nachdem die Vollstreckungsbehörde sie oder ihn
aufgefordert hat, die Geldforderung innerhalb von zwei Wo-
chen zu erfüllen, und dabei darauf hingewiesen hat, dass an-
derenfalls die Abgabe einer Vermögensauskunft angeordnet
werden kann. 

(2) 1In der Vermögensauskunft hat die Vollstreckungs-
schuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner alle ihr oder
ihm gehörenden Vermögensgegenstände anzugeben. 2Bei For-
derungen sind Grund und Beweismittel zu bezeichnen.
3Ferner sind anzugeben

1. die entgeltlichen Veräußerungen von Vermögensgegenstän-
den der Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungs-
schuldners an eine nahestehende Person (§ 138 der
Insolvenzordnung), die diese oder dieser in den letzten
zwei Jahren vor dem Termin zur Abgabe der Vermö-
gensauskunft (Absatz 7) und bis zur tatsächlichen Abgabe
der Vermögensauskunft vorgenommen hat, und

2. die unentgeltlichen Leistungen der Vollstreckungsschuld-
nerin oder des Vollstreckungsschuldners, die diese oder
dieser in den letzten vier Jahren vor dem Termin zur Abga-
be der Vermögensauskunft (Absatz 7) und bis zur tatsäch-
lichen Abgabe der Vermögensauskunft vorgenommen hat,
soweit sie sich nicht auf gebräuchliche Gelegenheitsge-
schenke geringen Werts richteten.

4Sachen, die nach § 811 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 der Zivilprozess-
ordnung der Pfändung offensichtlich nicht unterworfen sind,
brauchen nicht angegeben zu werden, es sei denn, dass eine
Austauschpfändung in Betracht kommt. 5Ist die Vollstreckungs-
schuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner eine natürliche
Person, so hat sie oder er auch den Geburtsnamen, das Ge-
burtsdatum und den Geburtsort anzugeben. 6Ist die Voll-
streckungsschuldnerin eine juristische Person oder eine Per-
sonenvereinigung, so hat sie die Firma, die Nummer des Regis-
terblattes im Handelsregister und ihren Sitz anzugeben.

(3) 1Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner hat zu Protokoll der Vollstreckungsbehörde an Ei-
des statt zu versichern, dass sie oder er die Angaben nach
Absatz 2 nach bestem Wissen und Gewissen richtig und voll-
ständig gemacht habe. 2§ 27 Abs. 2 bis 5 VwVfG gilt entspre-
chend.

(4) 1Eine Vollstreckungsschuldnerin oder ein Vollstreckungs-
schuldner, die oder der die Vermögensauskunft nach diesem
Gesetz, nach § 802 c der Zivilprozessordnung, nach § 284 AO
oder nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes oder eines
anderen Landes in den letzten zwei Jahren abgegeben hat, ist
zur erneuten Abgabe der Vermögensauskunft nur verpflichtet,
wenn anzunehmen ist, dass sich die Vermögensverhältnisse
der Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners wesentlich geändert haben. 2Die Vollstreckungsbehörde
hat von Amts wegen festzustellen, ob in den letzten zwei Jah-
ren beim zentralen Vollstreckungsgericht nach § 802 k Abs. 1
Satz 1 der Zivilprozessordnung ein Vermögensverzeichnis
hinterlegt wurde.

(5) 1Für die Abnahme der Vermögensauskunft ist die Voll-
streckungsbehörde zuständig, in deren Bezirk sich der Wohn-
sitz oder der Aufenthaltsort der Vollstreckungsschuldnerin
oder des Vollstreckungsschuldners befindet. 2Liegen diese
Voraussetzungen bei der Vollstreckungsbehörde, die die Voll-
streckung betreibt, nicht vor, so kann sie die Vermögensaus-
kunft abnehmen, wenn die Vollstreckungsschuldnerin oder
der Vollstreckungsschuldner zu ihrer Abgabe bereit ist.

(6) 1Die Vollstreckungsbehörde hat die Vollstreckungs-
schuldnerin oder den Vollstreckungsschuldner zu einem Ter-
min zur Abgabe der Vermögensauskunft zu laden. 2Die Ladung
ist der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungs-
schuldner selbst zuzustellen, auch wenn diese oder dieser
eine Bevollmächtigte oder einen Bevollmächtigten hat; eine
Mitteilung an die Bevollmächtigte oder den Bevollmächtigten
ist nicht erforderlich. 3Die Ladung kann mit der Fristsetzung
(Absatz 1) verbunden werden. 4Der Termin zur Abgabe der
Vermögensauskunft soll nicht auf einen Zeitpunkt vor Ablauf
eines Monats nach Zustellung der Ladung bestimmt werden.
5Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner hat die zur Vermögensauskunft erforderlichen Un-
terlagen im Termin vorzulegen. 6Hierüber und über ihre oder
seine Rechte und Pflichten nach den Absätzen 2 und 3, über
die Folgen einer unentschuldigten Terminssäumnis und einer
Verletzung ihrer oder seiner Auskunftspflichten sowie über
die Möglichkeit der Eintragung in das Schuldnerverzeichnis
(§ 22 c Abs. 1) ist die Vollstreckungsschuldnerin oder der Voll-
streckungsschuldner mit der Ladung zu belehren.

(7) 1Im Termin zur Abgabe der Vermögensauskunft erstellt
die Vollstreckungsbehörde ein elektronisches Dokument mit
den Angaben nach Absatz 2 (Vermögensverzeichnis). 2Das Ver-
mögensverzeichnis ist der Vollstreckungsschuldnerin oder dem
Vollstreckungsschuldner vor Abgabe der Versicherung an Ei-
des statt (Absatz 3) vorzulesen oder zur Durchsicht auf einem
Bildschirm wiederzugeben. 3Die Vollstreckungsschuldnerin
oder der Vollstreckungsschuldner erhält auf Verlangen einen
Ausdruck des Vermögensverzeichnisses. 4Die Vollstreckungs-
behörde hinterlegt das Vermögensverzeichnis bei dem zentra-
len Vollstreckungsgericht nach § 802 k Abs. 1 Satz 1 der
Zivilprozessordnung. 5Inhalt, Form, Aufnahme und Übermitt-
lung des Vermögensverzeichnisses müssen den Vorgaben der
Verordnung nach § 802 k Abs. 4 der Zivilprozessordnung ent-
sprechen.

(8) 1Ist die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner ohne ausreichende Entschuldigung in dem Termin
zur Abgabe der Vermögensauskunft nicht erschienen oder
verweigert sie oder er ohne Grund die Abgabe der Vermö-
gensauskunft, so kann die Vollstreckungsbehörde, die die
Vollstreckung betreibt, die Anordnung der Haft zur Erzwin-
gung der Abgabe der Vermögensauskunft beantragen. 2Dem
Antrag ist eine schriftliche Erklärung der Vollstreckungsbe-
hörde über den Grund, die Höhe und die Vollstreckbarkeit der
Forderung beizufügen, die an die Stelle des Vollstreckungsti-
tels tritt; § 8 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 3Zuständig für
die Anordnung der Haft ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk
die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungsschuld-
ner im Zeitpunkt der Fristsetzung nach Absatz 1 ihren oder
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes ihren
oder seinen Aufenthaltsort hat. 4Das Amtsgericht kann die
Anordnung der Haft bis zur Unanfechtbarkeit der Anordnung
nach Absatz 1 aussetzen. 5Die Verhaftung der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners und die Ab-
nahme der Vermögensauskunft während der Haft erfolgen
durch die Gerichtsvollzieherin oder den Gerichtsvollzieher;
§ 8 a Abs. 3 und 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass
§ 882 c der Zivilprozessordnung keine Anwendung findet.

(9) 1Hat die Vollstreckungsschuldnerin oder der Voll-
streckungsschuldner die Geldforderung nicht innerhalb von
zwei Wochen erfüllt, nachdem die Vollstreckungsbehörde sie
oder ihn nach Absatz 1 dazu aufgefordert hat, so kann die in
§ 8 a Abs. 2 bezeichnete Vollstreckungsbehörde oder der Voll-
streckungsgläubiger die Abnahme der Vermögensauskunft
und der eidesstattlichen Versicherung durch die Gerichtsvoll-
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zieherin oder den Gerichtsvollzieher ausführen. 2§ 8 a Abs. 3
und 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass § 882 c der Zi-
vilprozessordnung keine Anwendung findet.

§ 22 a

Sofortige Abnahme der Vermögensauskunft

(1) Die Vollstreckungsbehörde kann die Vermögensauskunft
abweichend von § 22 Abs. 1 und 6 ohne vorherige Fristset-
zung, Anordnung und Ladung sofort abnehmen, wenn

1. die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner nicht in die Durchsuchung (§ 9) einwilligt oder

2. der Versuch einer Pfändung von Sachen ergibt, dass diese
voraussichtlich nicht zu einer vollständigen Erfüllung der
Geldforderung führen wird.

(2) 1Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner kann der sofortigen Abnahme widersprechen. 2In
diesem Fall verfährt die Vollstreckungsbehörde nach § 22 mit
der Maßgabe, dass die Fristsetzung (§ 22 Abs. 1) entbehrlich
ist und von der Ladungsfrist (§ 22 Abs. 6 Satz 4) abgewichen
werden kann.

§ 22 b

Weitere Vermögensermittlung

(1) Die Vollstreckungsbehörde darf

1. bei den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung den
Namen, die Vornamen oder die Firma sowie die Anschrif-
ten der derzeitigen Arbeitgeber eines versicherungspflich-
tigen Beschäftigungsverhältnisses der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners erheben,

2. beim Kraftfahrt-Bundesamt die Fahrzeug- und Halterdaten
nach § 35 Abs. 1 Nr. 17 StVG zu einem Fahrzeug, als des-
sen Halterin die Vollstreckungsschuldnerin oder als dessen
Halter der Vollstreckungsschuldner eingetragen ist, erhe-
ben.

(2) Von ihren Befugnissen nach Absatz 1 darf die Voll-
streckungsbehörde nur Gebrauch machen, wenn

1. die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner der Pflicht zur Abgabe der Vermögensauskunft
nicht nachgekommen ist,

2. eine Vollstreckung nach dem Inhalt des Vermögensver-
zeichnisses nach § 22 Abs. 7 offensichtlich nicht geeignet
wäre, zu einer vollständigen Erfüllung der Geldforderung,
wegen der die Abgabe der Vermögensauskunft angeordnet
wurde, zu führen, oder

3. die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner wegen der Sperrwirkung nach § 22 Abs. 4 nicht
zur Abgabe einer Vermögensauskunft verpflichtet ist und
eine Vollstreckung nach dem Inhalt des hinterlegten Ver-
mögensverzeichnisses offensichtlich nicht geeignet wäre, zu
einer vollständigen Befriedigung der Geldforderung, wegen
der die Vollstreckung betrieben wird, zu führen,

und die Datenerhebung zur Vollstreckung erforderlich ist.

(3) Für die Übermittlung der nach Absatz 1 erhobenen Daten,
die innerhalb der letzten drei Monate bei der Vollstreckungs-
behörde eingegangen sind, gilt § 21 b Abs. 3 entsprechend.

§ 22 c

Eintragung in das Schuldnerverzeichnis

(1) 1Die Vollstreckungsbehörde kann die Eintragung der
Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners
in das Schuldnerverzeichnis nach § 882 h Abs. 1 der Zivilpro-
zessordnung anordnen (Eintragungsanordnung), wenn

1. eine der Voraussetzungen des § 22 b Abs. 2 erfüllt ist,

2. die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner nicht innerhalb eines Monats nach Abgabe der
Vermögensauskunft die Geldforderung, wegen der die Ver-
mögensauskunft angeordnet wurde, vollständig erfüllt oder

3. die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner wegen der Sperrwirkung nach § 22 Abs. 4 nicht
zur Abgabe eines Vermögensverzeichnisses verpflichtet ist
und die Geldforderung, wegen der die Vollstreckung be-
trieben wird, nicht innerhalb eines Monats vollständig er-
füllt, nach dem sie oder er von der Vollstreckungsbehörde
auf die Möglichkeit der Eintragung in das Schuldnerver-
zeichnis hingewiesen wurde.

2Die Eintragungsanordnung soll kurz schriftlich begründet
werden. 3§ 882 c Abs. 3 der Zivilprozessordnung gilt entspre-
chend. 4Die Eintragungsanordnung ist der Vollstreckungs-
schuldnerin oder dem Vollstreckungsschuldner zuzustellen.

(2) 1Nach Ablauf eines Monats seit der Zustellung der Ein-
tragungsanordnung hat die Vollstreckungsbehörde die Eintra-
gungsanordnung dem zentralen Vollstreckungsgericht nach
§ 882 h Abs. 1 der Zivilprozessordnung elektronisch zu über-
mitteln. 2Dies gilt nicht, wenn ein Antrag nach § 80 Abs. 4
oder 5 der Verwaltungsgerichtsordnung anhängig ist, der Aus-
sicht auf Erfolg hat. 3Wird der Vollstreckungsbehörde vor
Übermittlung der Eintragungsanordnung bekannt, dass die
Voraussetzungen für die Eintragung nicht oder nicht mehr
vorliegen, so hebt sie die Eintragungsanordnung auf und
unterrichtet die Vollstreckungsschuldnerin oder den Voll-
streckungsschuldner hierüber.

(3) Nach der Eintragung in das Schuldnerverzeichnis hat
die Vollstreckungsbehörde ihre Entscheidungen und die der
Verwaltungsgerichte über Rechtsbehelfe der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners gegen die Ein-
tragungsanordnung dem zentralen Vollstreckungsgericht nach
§ 882 h Abs. 1 der Zivilprozessordnung elektronisch zu über-
mitteln.

(4) Form und Übermittlung der Eintragungsanordnung nach
Absatz 2 Satz 1 sowie der Entscheidungen über die Rechtsbe-
helfe nach Absatz 3 müssen den Vorgaben der Verordnung
nach § 882 h Abs. 3 der Zivilprozessordnung entsprechen.

§ 23

Einstellung der Vollstreckung
und Aufhebung von Vollstreckungsmaßnahmen

(1) Die Vollstreckung ist einzustellen oder zu beschränken,
wenn oder soweit

1. der Leistungsbescheid, aus dem vollstreckt wird, aufgeho-
ben worden ist,

2. die Vollstreckung oder eine Vollstreckungsmaßnahme ge-
richtlich für unzulässig erklärt worden ist,

3. die Einstellung gerichtlich angeordnet worden ist,

4. der Anspruch auf die Leistung erloschen ist oder

5. die Leistung gestundet worden ist.

(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 1, 2 und 4 sind bereits
getroffene Vollstreckungsmaßnahmen aufzuheben, sobald die
Entscheidung unanfechtbar geworden oder die Leistungs-
pflicht in voller Höhe erloschen ist. 2Im Übrigen bleiben die
Vollstreckungsmaßnahmen bestehen, soweit nicht ihre Auf-
hebung ausdrücklich angeordnet worden ist.

(3) Die Vollstreckungsbehörde ist in den Fällen der Voll-
streckungshilfe und der Amtshilfe zur Einstellung, Beschrän-
kung oder Aufhebung nur verpflichtet, wenn und soweit ihr
Tatsachen nachgewiesen worden sind, aus denen sich die
Pflicht dazu ergibt.

(4) 1Die Vollstreckung einer Zahlungsaufforderung nach § 2
Abs. 2 Nr. 4 ist einzustellen, sobald die Vollstreckungsschuld-
nerin oder der Vollstreckungsschuldner bei der Vollstreckungs-
behörde gegen die Forderung als solche schriftlich oder zur
Niederschrift Einwendungen erhebt. 2Die Vollstreckungs-
schuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner ist hierüber zu
belehren. 3Bereits getroffene Vollstreckungsmaßnahmen sind
unverzüglich aufzuheben, wenn
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1. der Vollstreckungsgläubiger nicht binnen eines Monats
nach Geltendmachung der Einwendungen wegen seiner
Ansprüche vor den ordentlichen Gerichten Klage erhoben
oder den Erlass eines Mahnbescheides beantragt hat oder

2. der Vollstreckungsgläubiger mit der Klage rechtskräftig ab-
gewiesen worden ist.

4Ist die Vollstreckung eingestellt worden, so kann sie nur nach
Maßgabe der Zivilprozessordnung fortgesetzt werden.

§ 24

Vorläufiger Vollstreckungsschutz

(1) 1Die Vollstreckungsbehörde kann die Vollstreckung bis
zur Entscheidung des Vollstreckungsgläubigers ganz oder teil-
weise einstellen, wenn die Vollstreckung auch unter Berück-
sichtigung der öffentlichen Belange für die Vollstreckungs-
schuldnerin oder den Vollstreckungsschuldner wegen beson-
derer Umstände eine unbillige Härte bedeuten würde. 2Betrifft
die Maßnahme ein Tier, so hat die Vollstreckungsbehörde bei
ihrer Entscheidung auch die Verantwortung des Menschen
für das Tier zu berücksichtigen.

(2) 1Die Vollstreckungsbehörde kann, soweit der Voll-
streckungsgläubiger dies nicht ausgeschlossen hat, während
des Vollstreckungsverfahrens jederzeit der Vollstreckungs-
schuldnerin oder dem Vollstreckungsschuldner eine Zah-
lungsfrist einräumen oder eine Tilgung durch nach Höhe und
Zeitpunkt festzusetzende Teilleistungen (Zahlungsplan) ge-
statten, wenn die Vollstreckungsschuldnerin oder der Voll-
streckungsschuldner glaubhaft darlegt, die Zahlungen erbrin-
gen zu können. 2Die Tilgung soll binnen zwölf Monaten abge-
schlossen sein. 3Soweit ein Zahlungsplan festgesetzt wird, ist
die Vollstreckung einstweilig einzustellen. 4Die Vollstreckungs-
behörde unterrichtet den Vollstreckungsgläubiger unverzüglich
über die Festsetzung des Zahlungsplans. 5Ist die Vollstreckungs-
schuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner mit einer Zah-
lung nach dem Zahlungsplan ganz oder teilweise länger als zwei
Wochen in Rückstand, so wird der Zahlungsplan hinfällig
und es endet die einstweilige Einstellung der Vollstreckung;
Satz 4 gilt entsprechend.

§ 25

Erteilung von Urkunden

Bedarf der Vollstreckungsgläubiger zum Zweck der Voll-
streckung eines Erbscheins oder einer anderen Urkunde, die
der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungs-
schuldner auf Antrag von einer Behörde, einer Beamtin oder
einem Beamten oder einer Notarin oder einem Notar zu ertei-
len ist, so kann der Vollstreckungsgläubiger die Erteilung an-
stelle der Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungs-
schuldners verlangen.

§ 26

Rechte dritter Personen
1Behauptet eine dritte Person, dass ihr an dem Gegenstand

der Vollstreckung ein die Veräußerung hinderndes Recht zu-
stehe, so ist § 771 der Zivilprozessordnung entsprechend an-
zuwenden. 2Entsprechendes gilt in den Fällen der §§ 772 bis
774 der Zivilprozessordnung. 3Für die Klage ist das ordentli-
che Gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk voll-
streckt worden ist.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Vollstreckung in das bewegliche Vermögen

1 .  U n t e r a b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§ 27

Pfändung

(1) Die Vollstreckung in das bewegliche Vermögen erfolgt
durch Pfändung.

(2) Die Pfändung darf nicht weiter ausgedehnt werden, als
es zur Deckung der zu vollstreckenden Geldbeträge und der
Kosten der Vollstreckung erforderlich ist.

(3) Die Pfändung unterbleibt, wenn die Verwertung der
pfändbaren Gegenstände einen Überschuss über die Kosten
der Vollstreckung nicht erwarten lässt.

§ 28

Wirkung der Pfändung

(1) Durch die Pfändung erwirbt der Vollstreckungsgläubiger
ein Pfandrecht an dem gepfändeten Gegenstand.

(2) Das Pfandrecht gewährt ihm im Verhältnis zu anderen
Gläubigerinnen und Gläubigern dieselben Rechte wie ein Pfand-
recht im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs; es geht Pfand-
und Vorzugsrechten vor, die im Insolvenzverfahren diesem
Pfandrecht nicht gleichgestellt sind.

(3) Das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht
geht demjenigen vor, das durch eine spätere Pfändung be-
gründet wird.

§ 29

Pfand- und Vorzugsrechte dritter Personen

1Macht eine dritte Person ein Pfand- oder Vorzugsrecht an
einer gepfändeten Sache geltend, ohne in deren Besitz zu sein,
so ist § 805 der Zivilprozessordnung entsprechend anzuwen-
den. 2Für die Klage ist das ordentliche Gericht ausschließlich
zuständig, in dessen Bezirk gepfändet worden ist.

§ 30

Ausschluss von Gewährleistungsansprüchen

Wird ein Gegenstand aufgrund der Pfändung veräußert, so
steht der Erwerberin oder dem Erwerber wegen eines Mangels
im Recht oder wegen eines Mangels der veräußerten Sache ein
Anspruch auf Gewährleistung nicht zu.

2 .  U n t e r a b s c h n i t t

Vollstreckung in Sachen

§ 31

Verfahren bei Pfändung

(1) Sachen, die im Gewahrsam der Vollstreckungsschuldne-
rin oder des Vollstreckungsschuldners sind, pfändet die Voll-
streckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbeamte dadurch,
dass sie oder er diese in Besitz nimmt.

(2) 1Andere Sachen als Geld, Kostbarkeiten und Wertpapie-
re sind im Gewahrsam der Vollstreckungsschuldnerin oder
des Vollstreckungsschuldners zu lassen, wenn die Befriedi-
gung hierdurch nicht gefährdet wird. 2Bleiben die Sachen im
Gewahrsam der Vollstreckungsschuldnerin oder des Voll-
streckungsschuldners, so ist die Pfändung nur wirksam, wenn
sie durch Anlegung von Siegeln oder in sonstiger Weise er-
sichtlich gemacht ist.

(3) Die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungs-
beamte hat der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Voll-
streckungsschuldner die Pfändung mitzuteilen.

(4) Diese Vorschriften gelten auch für die Pfändung von Sa-
chen im Gewahrsam einer dritten Person, die zu ihrer Heraus-
gabe bereit ist.

(5) 1Die §§ 811 bis 812 und § 813 Abs. 1 bis 3 der Zivilpro-
zessordnung gelten entsprechend. 2Die Vollstreckungsbeam-
tin oder der Vollstreckungsbeamte kann entsprechend § 24
Vollstreckungsschutz gewähren.
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§ 32

Ungetrennte Früchte

(1) 1Früchte, die vom Boden noch nicht getrennt sind, kön-
nen gepfändet werden, solange sie nicht durch Vollstreckung
in das unbewegliche Vermögen in Beschlag genommen wor-
den sind. 2Sie dürfen nicht früher als einen Monat vor der ge-
wöhnlichen Zeit der Reife gepfändet werden.

(2) Eine Gläubigerin oder ein Gläubiger, die oder der ein
Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück hat, kann der
Pfändung nach § 26 widersprechen, wenn nicht für einen An-
spruch gepfändet ist, der bei der Vollstreckung in das Grund-
stück vorgeht.

§ 33

Anschlusspfändung

(1) 1Zur Pfändung bereits gepfändeter Sachen genügt die in
die Niederschrift aufzunehmende Erklärung der Vollstreckungs-
beamtin oder des Vollstreckungsbeamten, dass die Sache für
die zu bezeichnende Forderung gepfändet wird. 2Der Voll-
streckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungsschuldner ist
die weitere Pfändung mitzuteilen.

(2) 1Ist die erste Pfändung für eine andere Vollstreckungsbe-
hörde oder durch eine Gerichtsvollzieherin oder einen Ge-
richtsvollzieher erfolgt, so ist dieser Vollstreckungsbehörde
oder der Gerichtsvollzieherin oder dem Gerichtsvollzieher
eine Abschrift der Niederschrift zu übersenden. 2Die gleiche
Pflicht hat eine Gerichtsvollzieherin oder ein Gerichtsvollzie-
her, die oder der eine Sache pfändet, die bereits im Auftrag ei-
ner Vollstreckungsbehörde gepfändet ist.

§ 34

Verwertung durch Versteigerung,
Zahlungswirkung der Geldpfändung

(1) 1Die gepfändeten Sachen sind auf schriftliche Anord-
nung der Vollstreckungsbehörde durch die Vollstreckungsbe-
amtin oder den Vollstreckungsbeamten öffentlich zu verstei-
gern. 2Die Vollstreckungsbehörde kann die gepfändeten Sa-
chen im Versteigerungstermin (§ 35 Abs. 2 Satz 1) oder über
eine allgemein zugängliche Versteigerungsplattform im Inter-
net (Absatz 2) versteigern. 3Kostbarkeiten sind vor der Verstei-
gerung durch eine Sachverständige oder einen Sachverstän-
digen abzuschätzen.

(2) 1Die Landesregierung trifft durch Verordnung nähere Be-
stimmungen über

1. die Versteigerungsplattform,

2. den Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Versteigerungs-
plattform,

3. die Zulassung zur und den Ausschluss von der Teilnahme
an der Versteigerung,

4. Beginn, Ende und Abbruch der Versteigerung,

5. die Versteigerungsbedingungen und die sonstigen rechtli-
chen Folgen der Versteigerung einschließlich der Beleh-
rung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer über den
Gewährleistungsausschluss nach § 30,

6. die Anonymisierung der Angaben zur Person der Voll-
streckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners vor ihrer Veröffentlichung und die Möglichkeit der
Anonymisierung der Daten der Bieterinnen und Bieter so-
wie

7. das sonstige Verfahren.
2Soweit die Zulassung zur oder der Ausschluss von der Teil-
nahme an der Versteigerung nach Satz 1 Nr. 3 einen Identi-
tätsnachweis natürlicher Personen vorsieht, ist auch die Nut-
zung des elektronischen Identitätsnachweises (§ 18 des Perso-
nalausweisgesetzes) zu diesem Zweck durch die Verordnung
nach Satz 1 zu ermöglichen. 3Für die Versteigerung über eine

allgemein zugängliche Versteigerungsplattform im Internet
gilt § 35 Abs. 1 und 3 Satz 1 entsprechend.

(3) Bei Pfändung von Geld gilt die Wegnahme als Zahlung
der Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungs-
schuldners.

§ 35

Versteigerungstermin

(1) Die gepfändeten Sachen dürfen nicht vor Ablauf einer
Woche seit dem Tag der Pfändung versteigert werden, so-
fern sich nicht die Vollstreckungsschuldnerin oder der Voll-
streckungsschuldner mit einer früheren Versteigerung einver-
standen erklärt oder diese erforderlich ist, um die Gefahr einer
beträchtlichen Wertverringerung abzuwenden oder unver-
hältnismäßige Kosten längerer Aufbewahrung zu vermeiden.

(2) 1Zeit und Ort der Versteigerung sind öffentlich bekannt
zu machen; dabei sind die Sachen, die versteigert werden sol-
len, allgemein zu bezeichnen. 2Auf Ersuchen der Vollstreckungs-
behörde hat eine Gemeindebedienstete oder ein Gemeindebe-
diensteter bei der Versteigerung anwesend zu sein.

(3) 1Der Vollstreckungsgläubiger und die Eigentümerin oder
der Eigentümer dürfen bei der Versteigerung mitbieten. 2Das
Gebot der Eigentümerin oder des Eigentümers darf zurückge-
wiesen werden, wenn der Betrag nicht bar hinterlegt wird; das
Gleiche gilt für das Gebot der Vollstreckungsschuldnerin oder
des Vollstreckungsschuldners, wenn das Pfand für eine frem-
de Schuld haftet.

§ 36

Zuschlag

(1) 1Dem Zuschlag an die meistbietende Person soll ein drei-
maliger Aufruf vorausgehen. 2Bei einer Versteigerung im In-
ternet ist der Zuschlag der Person erteilt, die am Ende der
Versteigerung das höchste, wenigstens das Mindestgebot nach
§ 37 erreichende Gebot abgegeben hat; sie ist von dem Zu-
schlag zu benachrichtigen. 3§ 156 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs gilt entsprechend.

(2) 1Die Aushändigung einer zugeschlagenen Sache darf nur
gegen bare Zahlung geschehen. 2Der Barzahlung steht die Gut-
schrift auf dem Konto der Vollstreckungsbehörde gleich.
3Wird die zugeschlagene Sache auf Wunsch der Ersteherin
oder des Erstehers übersandt, so gilt die Aushändigung mit
der Übergabe an die zur Ausführung der Versendung be-
stimmte Person als bewirkt.

(3) 1Hat die meistbietende Person nicht zu der in den Ver-
steigerungsbedingungen bestimmten Zeit oder in Ermange-
lung einer solchen Bestimmung nicht vor dem Schluss des
Versteigerungstermins die Aushändigung gegen Zahlung des
Kaufgeldes verlangt, so wird die Sache anderweitig verstei-
gert. 2Die meistbietende Person wird zu einem weiteren Gebot
nicht zugelassen; sie haftet für den Ausfall, auf den Mehrerlös
hat sie keinen Anspruch.

(4) 1Wird der Zuschlag dem Vollstreckungsgläubiger erteilt,
so ist dieser von der Verpflichtung zur baren Zahlung soweit
befreit, als der Erlös nach Abzug der Kosten der Vollstreckung
zu seiner Befriedigung zu verwenden ist. 2Soweit der Voll-
streckungsgläubiger von der Verpflichtung zur baren Zahlung
befreit ist, gilt der Betrag als von der Vollstreckungsschuldne-
rin oder dem Vollstreckungsschuldner an den Vollstreckungs-
gläubiger gezahlt.

§ 37

Mindestgebot

(1) 1Der Zuschlag darf nur auf ein Gebot erteilt werden, das
mindestens die Hälfte des gewöhnlichen Verkaufswertes der
Sache erreicht (Mindestgebot). 2Der gewöhnliche Verkaufs-
wert und das Mindestgebot sollen bei dem Ausbieten bekannt-
gegeben werden.



Nds. GVBl. Nr. 19/2019, ausgegeben am 21. 11. 2019

326

(2) 1Wird der Zuschlag nicht erteilt, weil ein das Mindestge-
bot erreichendes Gebot nicht abgegeben worden ist, so bleibt
das Pfandrecht bestehen. 2Die Vollstreckungsbehörde kann je-
derzeit einen neuen Versteigerungstermin bestimmen oder
eine anderweitige Verwertung der gepfändeten Sachen nach
§ 42 anordnen. 3Wird die anderweitige Verwertung angeord-
net, so gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) 1Gold- und Silbersachen dürfen auch nicht unter ihrem
Gold- oder Silberwert zugeschlagen werden. 2Wird ein den
Zuschlag gestattendes Gebot nicht abgegeben, so können die
Sachen auf Anordnung der Vollstreckungsbehörde aus freier
Hand verkauft werden. 3Der Verkaufspreis darf den Gold- oder
Silberwert und die Hälfte des gewöhnlichen Verkaufswertes
nicht unterschreiten.

§ 38

Einstellung der Versteigerung

(1) Die Versteigerung wird eingestellt, sobald der Erlös zur
Deckung der zu vollstreckenden Beträge einschließlich der
Kosten der Vollstreckung ausreicht.

(2) Soweit die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungs-
beamte den Erlös in Empfang nimmt, gilt dies als Zahlung der
Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners, es sei denn, dass der Erlös hinterlegt wird (§ 44 Abs. 4).

§ 39

Wertpapiere

Gepfändete Wertpapiere, die einen Börsen- oder Marktpreis
haben, sind aus freier Hand zum Tageskurs zu verkaufen; an-
dere Wertpapiere sind nach den allgemeinen Vorschriften zu
versteigern.

§ 40

Namenspapiere

Lautet ein gepfändetes Wertpapier auf einen Namen, so ist
die Vollstreckungsbehörde berechtigt, die Umschreibung auf
den Namen der Käuferin oder des Käufers oder, wenn es sich
um ein auf einen Namen umgeschriebenes Inhaberpapier
handelt, die Rückverwandlung in ein Inhaberpapier zu erwir-
ken und die hierzu erforderlichen Erklärungen anstelle der
Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuld-
ners abzugeben.

§ 41

Versteigerung ungetrennter Früchte
1Gepfändete Früchte, die vom Boden noch nicht getrennt

sind, dürfen erst nach der Reife versteigert werden. 2Die Voll-
streckungsbeamtin oder der Vollstreckungsbeamte hat die
Früchte abernten zu lassen, wenn diese nicht vor der Trennung
versteigert werden.

§ 42

Besondere Verwertung
1Auf Antrag der Vollstreckungsschuldnerin oder des Voll-

streckungsschuldners oder aus besonderen Zweckmäßigkeits-
gründen kann die Vollstreckungsbehörde anordnen, dass eine
gepfändete Sache in anderer Weise, als in den vorstehenden
Paragrafen bestimmt ist, zu verwerten oder durch eine andere
Person als die Vollstreckungsbeamtin oder den Vollstreckungs-
beamten zu versteigern sei. 2Die Vollstreckungsschuldnerin
oder der Vollstreckungsschuldner soll rechtzeitig davon un-
terrichtet werden.

§ 43

Vollstreckung in Ersatzteile von Luftfahrzeugen

(1) Für die Vollstreckung in Ersatzteile, auf die sich ein Re-
gisterpfandrecht an einem Luftfahrzeug nach § 71 des Geset-
zes über Rechte an Luftfahrzeugen in der im Bundesgesetz-

blatt Teil III, Gliederungsnummer 403-9, veröffentlichten be-
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 32 des Ge-
setzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864), erstreckt, gilt
§ 100 jenes Gesetzes; an die Stelle der Gerichtsvollzieherin
oder des Gerichtsvollziehers tritt die Vollstreckungsbeamtin
oder der Vollstreckungsbeamte.

(2) Absatz 1 gilt für die Vollstreckung in Ersatzteile, auf die
sich das Recht an einem ausländischen Luftfahrzeug er-
streckt, mit der Maßgabe, dass die Vorschriften des § 106
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 des Gesetzes über Rechte an Luftfahr-
zeugen zu berücksichtigen sind.

§ 44

Verwertung bei mehrfacher Pfändung

(1) Wird dieselbe Sache mehrfach durch Vollstreckungsbe-
amtinnen oder Vollstreckungsbeamte oder durch Gerichts-
vollzieherinnen oder Gerichtsvollzieher und Vollstreckungs-
beamtinnen oder Vollstreckungsbeamte gepfändet, so begrün-
det ausschließlich die erste Pfändung die Zuständigkeit zur
Verwertung.

(2) Betreibt eine Gläubigerin oder ein Gläubiger die Verwer-
tung, so wird für alle beteiligten Gläubigerinnen und Gläubi-
ger verwertet.

(3) Der Erlös wird nach der Reihenfolge der Pfändungen
oder nach abweichender Vereinbarung der beteiligten Gläubi-
gerinnen und Gläubiger verteilt.

(4) 1Reicht der Erlös zur Deckung der Forderungen nicht
aus und verlangt eine Gläubigerin oder ein Gläubiger, für den
die zweite oder eine spätere Pfändung erfolgt ist, ohne Zu-
stimmung der übrigen beteiligten Gläubigerinnen und Gläubi-
ger eine andere Verteilung als nach der Reihenfolge der
Pfändungen, so ist die Sachlage unter Hinterlegung des Erlö-
ses dem Amtsgericht, in dessen Bezirk gepfändet ist, anzuzei-
gen. 2Der Anzeige sind die Schriftstücke, die sich auf das
Verfahren beziehen, beizufügen. 3Für das Verteilungsverfah-
ren gelten die §§ 873 bis 882 der Zivilprozessordnung ent-
sprechend.

(5) Wird für verschiedene Gläubigerinnen oder Gläubiger
gleichzeitig gepfändet, so finden die Vorschriften der Absätze 2
bis 4 mit der Maßgabe Anwendung, dass der Erlös nach dem
Verhältnis der Forderungen verteilt wird.

3 .  U n t e r a b s c h n i t t

Vollstreckung in Forderungen
und andere Vermögensrechte

§ 45

Pfändung einer Geldforderung

(1) Soll eine Geldforderung gepfändet werden, so hat die
Vollstreckungsbehörde der Drittschuldnerin oder dem Dritt-
schuldner schriftlich zu verbieten, an die Vollstreckungs-
schuldnerin oder den Vollstreckungsschuldner zu zahlen,
und der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungs-
schuldner schriftlich zu gebieten, sich jeder Verfügung über
die Forderung, insbesondere ihrer Einziehung, zu enthalten
(Pfändungsverfügung).

(2) 1Die Pfändung ist bewirkt, wenn die Pfändungsverfü-
gung der Drittschuldnerin oder dem Drittschuldner zugestellt
ist. 2Die an die Drittschuldnerin oder den Drittschuldner zu-
zustellende Pfändungsverfügung bezeichnet den zu voll-
streckenden Geldbetrag ohne Angabe des Schuldgrundes. 3Die
Zustellung ist der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Voll-
streckungsschuldner mitzuteilen.

(3) 1Bei der Pfändung des Guthabens eines Kontos der Voll-
streckungsschuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners bei
einem Kreditinstitut gelten die §§ 833 a und 850 l der Zivil-
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prozessordnung entsprechend. 2Abweichend von § 76 sind An-
träge nach § 850 l der Zivilprozessordnung bei dem nach § 828
Abs. 2 der Zivilprozessordnung zuständigen Vollstreckungs-
gericht zu stellen.

(4) Die Vollstreckungsbehörde kann im gesamten Landesge-
biet die Pfändungsverfügung ohne Rücksicht auf den Wohn-
sitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners und der Dritt-
schuldnerin oder des Drittschuldners selbst erlassen und ihre
Zustellung selbst bewirken.

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, wenn

1. die Vollstreckungsbehörde ihren Sitz in einem anderen
Land hat, oder

2. die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner oder die Drittschuldnerin oder der Drittschuld-
ner den Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort
in einem anderen Land hat und das dort geltende Recht
die Vollstreckung zulässt.

§ 46

Pfändung einer durch Hypothek gesicherten Forderung

(1) 1Zur Pfändung einer Forderung, für die eine Hypothek
besteht, ist außer der Pfändungsverfügung die Aushändigung
des Hypothekenbriefes an die Vollstreckungsbehörde erfor-
derlich. 2Die Übergabe gilt als erfolgt, wenn die Vollstreckungs-
beamtin oder der Vollstreckungsbeamte den Brief wegnimmt.
3Ist die Erteilung des Hypothekenbriefes ausgeschlossen, so
muss die Pfändung in das Grundbuch eingetragen werden; die
Eintragung erfolgt aufgrund der Pfändungsverfügung auf Er-
suchen der Vollstreckungsbehörde.

(2) Wird die Pfändungsverfügung vor der Übergabe des Hy-
pothekenbriefes oder der Eintragung der Pfändung der Dritt-
schuldnerin oder dem Drittschuldner zugestellt, so gilt die
Pfändung dieser oder diesem gegenüber mit der Zustellung als
bewirkt.

(3) 1Diese Vorschriften gelten nicht, soweit Ansprüche auf
die in § 1159 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Leis-
tungen gepfändet werden. 2Das Gleiche gilt bei einer Siche-
rungshypothek im Fall des § 1187 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs von der Pfändung der Hauptforderung.

§ 47

Pfändung einer durch Schiffshypothek
oder Registerpfandrecht

an einem Luftfahrzeug gesicherten Forderung

(1) Die Pfändung einer Forderung, für die eine Schiffshypo-
thek besteht, bedarf der Eintragung in das Schiffsregister oder
das Schiffsbauregister.

(2) Die Pfändung einer Forderung, für die ein Registerpfand-
recht an einem Luftfahrzeug besteht, bedarf der Eintragung in
das Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen.

(3) 1Die Pfändung nach den Absätzen 1 und 2 wird aufgrund
der Pfändungsverfügung auf Ersuchen der Vollstreckungsbe-
hörde eingetragen. 2§ 46 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) 1Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit es
sich um die Pfändung der Ansprüche auf die in § 53 des Ge-
setzes über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbau-
werken in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 403-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt
geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010
(BGBl. I S. 1864), und auf die in § 53 des Gesetzes über Rechte
an Luftfahrzeugen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 403-9, veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 8. Dezem-
ber 2010 (BGBl. I S. 1864), in den jeweils geltenden Fassungen
bezeichneten Leistungen handelt. 2Das Gleiche gilt, wenn bei

einer Schiffshypothek für eine Forderung aus einer Schuld-
verschreibung auf die Inhaberin oder den Inhaber, aus einem
Wechsel oder aus einem anderen durch Indossament über-
tragbaren Papier die Hauptforderung gepfändet ist.

(5) Für die Pfändung von Forderungen, für die ein Recht an
einem ausländischen Luftfahrzeug besteht, gilt § 106 Abs. 1
Nr. 3 und Abs. 5 des Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen.

§ 48

Pfändung einer Forderung aus indossablen Papieren

Forderungen aus Wechseln und anderen Papieren, die durch
Indossament übertragen werden können, werden dadurch ge-
pfändet, dass die Vollstreckungsbeamtin oder der Vollstreckungs-
beamte die Papiere in Besitz nimmt.

§ 49

Pfändung fortlaufender Bezüge

(1) 1Das Pfandrecht, das durch die Pfändung einer Gehalts-
forderung oder einer ähnlichen in fortlaufenden Bezügen be-
stehenden Forderung erworben wird, erstreckt sich auch auf
die Beträge, die später fällig werden. 2Die Pfändung eines
Diensteinkommens trifft auch das Einkommen, das die Voll-
streckungsschuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner bei
Versetzung in ein anderes Amt, Übertragung eines neuen
Amts oder einer Gehaltserhöhung zu beziehen hat. 3Dies gilt
nicht bei Wechsel des Dienstherrn.

(2) Endet das Arbeits- oder Dienstverhältnis und begründen
die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungsschuld-
ner und die Drittschuldnerin oder der Drittschuldner inner-
halb von neun Monaten ein solches neu, so erstreckt sich die
Pfändung auf die Forderung aus dem neuen Arbeits- oder
Dienstverhältnis.

(3) 1Sind nach dem Leistungsbescheid oder der sonstigen
Vollstreckungsurkunde wiederkehrende Leistungen zu er-
bringen, so kann eine Forderung im Sinne des Absatzes 1 zu-
gleich mit der Pfändung wegen einer vollstreckbaren Leistung
auch wegen später fällig gewordener und wegen künftig fällig
werdender Leistungen gepfändet werden, sofern Tatsachen
die Annahme rechtfertigen, dass auch künftig nicht freiwillig
gezahlt werden wird. 2Insoweit bedarf die Pfändung keiner
vorausgehenden Mahnung. 3Bei künftig fällig werdenden
Leistungen wird die Pfändung jeweils erst am Tag nach der
Fälligkeit der Leistungen wirksam.

§ 50

Einziehungsverfügung

(1) 1Die Vollstreckungsbehörde überweist dem Vollstreckungs-
gläubiger die gepfändete Forderung zur Einziehung. 2§ 45
Abs. 2, 4 und 5 gilt entsprechend.

(2) Die Einziehungsverfügung kann mit der Pfändungsver-
fügung verbunden werden.

(3) 1Wird ein bei einem Kreditinstitut gepfändetes Guthaben
einer Vollstreckungsschuldnerin oder eines Vollstreckungs-
schuldners, die oder der eine natürliche Person ist, dem Voll-
streckungsgläubiger überwiesen, so darf erst vier Wochen
nach der Zustellung der Einziehungsverfügung an die Dritt-
schuldnerin oder den Drittschuldner aus dem Guthaben an
den Vollstreckungsgläubiger geleistet oder der Betrag hinter-
legt werden. 2Wird künftiges Guthaben gepfändet, so gilt § 835
Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 4 der Zivilprozessordnung
entsprechend.

(4) Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend, wenn dem Voll-
streckungsgläubiger Vergütungen einer Vollstreckungsschuld-
nerin oder eines Vollstreckungsschuldners, die oder der eine
natürliche Person ist, für persönlich geleistete Arbeiten oder
Dienste oder sonstige Einkünfte überwiesen werden, die nicht
wiederkehrend zahlbar und kein Arbeitseinkommen sind.
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§ 51

Wirkung der Einziehungsverfügung

(1) 1Die Einziehungsverfügung ersetzt die förmlichen Erklä-
rungen der Vollstreckungsschuldnerin oder des Vollstreckungs-
schuldners, von denen nach bürgerlichem Recht die Berech-
tigung zur Einziehung abhängt. 2Dies gilt auch bei einer For-
derung, für die eine Hypothek, eine Schiffshypothek oder ein
Registerpfandrecht an einem Luftfahrzeug besteht. 3Zuguns-
ten der Drittschuldnerin oder des Drittschuldners gilt eine zu
Unrecht ergangene Einziehungsverfügung der Vollstreckungs-
schuldnerin oder dem Vollstreckungsschuldner gegenüber so
lange als rechtmäßig, bis sie aufgehoben ist und die Dritt-
schuldnerin oder der Drittschuldner hiervon erfährt.

(2) 1Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner ist verpflichtet, die zur Geltendmachung der Forde-
rung nötige Auskunft zu erteilen. 2Erteilt die Vollstreckungs-
schuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner die Auskunft
nicht, so ist sie oder er auf Antrag der Vollstreckungsbehörde
verpflichtet, gegenüber der Gerichtsvollzieherin oder dem Ge-
richtsvollzieher die Auskunft zu Protokoll zu geben und die
Angaben an Eides Statt zu versichern. 3§ 8 a Abs. 3 und 4 gilt
entsprechend.

(3) 1Die Vollstreckungsschuldnerin oder der Vollstreckungs-
schuldner ist verpflichtet, die über die Forderung vorhande-
nen Urkunden herauszugeben. 2Die Vollstreckungsbehörde
kann die Urkunden durch die Vollstreckungsbeamtin oder
den Vollstreckungsbeamten wegnehmen lassen oder ihre Her-
ausgabe durch Zwangsgeld erzwingen. 3Werden die Urkun-
den nicht vorgefunden, so hat die Vollstreckungsschuldnerin
oder der Vollstreckungsschuldner auf Antrag des Vollstreckungs-
gläubigers oder der Vollstreckungsbehörde gegenüber der Ge-
richtsvollzieherin oder dem Gerichtsvollzieher zu Protokoll
an Eides Statt zu versichern, dass sie oder er die Urkunden
nicht besitze und auch nicht wisse, wo sie sich befinden. 4Das
Gericht kann beschließen, dass die eidesstattliche Versiche-
rung in einer von Satz 3 abweichenden, der Sachlage entspre-
chenden Fassung abgegeben werden darf. 5§ 8 a Abs. 3 und 4
gilt entsprechend.

(4) Hat eine dritte Person die Urkunde, so kann der Voll-
streckungsgläubiger oder die Vollstreckungsbehörde auch
den Anspruch der Vollstreckungsschuldnerin oder des Voll-
streckungsschuldners auf Herausgabe geltend machen.

(5) 1Die Vollstreckungsbehörde kann die eidesstattliche Ver-
sicherung nach Absatz 2 Satz 2 und nach Absatz 3 Satz 3
nach Maßgabe des § 22 Abs. 3, 6 Sätze 1 und 2 und Abs. 8
selbst abnehmen und sie entsprechend Absatz 3 Satz 4 än-
dern. 2Mit der Ladung (§ 22 Abs. 6 Satz 1) ist die Vollstreckungs-
schuldnerin oder der Vollstreckungsschuldner über ihre oder
seine Rechte und Pflichten nach § 22 Abs. 3 sowie über die
Folgen einer unentschuldigten Terminssäumnis und einer
Verletzung ihrer oder seiner Auskunftspflichten (§ 22 Abs. 8)
zu belehren.

§ 52

Erklärungspflicht der Drittschuldnerin
oder des Drittschuldners

(1) 1Auf Verlangen der Vollstreckungsbehörde hat ihr die
Drittschuldnerin oder der Drittschuldner binnen zwei Wo-
chen, von der Zustellung der Pfändungsverfügung an gerech-
net, schriftlich zu erklären,

1. ob und inwieweit sie oder er die Forderung als begründet
anerkenne und bereit sei, zu zahlen,

2. ob und welche Ansprüche andere Personen an die Forde-
rung erheben,

3. ob und wegen welcher Ansprüche die Forderung bereits
für andere Gläubigerinnen oder Gläubiger gepfändet sei.

2Wird ein Kontoguthaben gepfändet, so ist in die Erklärung
nach Satz 1 auch aufzunehmen,

1. ob innerhalb der letzten zwölf Monate im Hinblick auf die-
ses Konto gemäß oder entsprechend § 850 l der Zivilpro-
zessordnung die Unpfändbarkeit des Guthabens angeord-
net worden ist, und

2. ob es sich bei diesem Konto um ein Pfändungsschutzkonto
im Sinne von § 850 k Abs. 7 der Zivilprozessordnung han-
delt.

3Die Erklärung der Drittschuldnerin oder des Drittschuldners
nach Satz 1 Nr. 1 gilt nicht als Schuldanerkenntnis.

(2) 1Die Aufforderung zur Abgabe dieser Erklärung muss in
die Pfändungsverfügung aufgenommen werden. 2Die Dritt-
schuldnerin oder der Drittschuldner haftet dem Vollstreckungs-
gläubiger für den Schaden, der aus der Nichterfüllung ihrer
oder seiner Verpflichtung entsteht. 3Sie oder er kann zur Ab-
gabe der Erklärung durch Zwangsgeld angehalten werden; die
Ersatzzwangshaft ist nicht zulässig.

(3) Die §§ 841 bis 843 der Zivilprozessordnung gelten ent-
sprechend.

§ 53

Andere Art der Verwertung
1Ist die gepfändete Forderung bedingt oder betagt oder ihre

Einziehung schwierig, so kann die Vollstreckungsbehörde an-
ordnen, dass sie in anderer Weise zu verwerten ist; § 51 Abs. 1
gilt entsprechend. 2Die Vollstreckungsschuldnerin oder der
Vollstreckungsschuldner ist vorher zu hören, sofern nicht
eine Bekanntgabe der Anordnung nach Satz 1 außerhalb des
Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder eine öffentliche Be-
kanntmachung erforderlich ist.

§ 54

Ansprüche auf Herausgabe oder Leistung von Sachen

(1) Für die Vollstreckung in Ansprüche auf Herausgabe
oder Leistung von Sachen gelten außer den §§ 45 bis 53 die
nachstehenden Vorschriften.

(2) 1Bei der Pfändung eines Anspruchs, der eine bewegliche
Sache betrifft, ordnet die Vollstreckungsbehörde an, dass die
Sache an die Vollstreckungsbeamtin oder den Vollstreckungs-
beamten herauszugeben sei. 2Die Sache wird wie eine gepfän-
dete Sache verwertet.

(3) 1Bei der Pfändung eines Anspruchs, der eine unbewegli-
che Sache betrifft, ordnet die Vollstreckungsbehörde an, dass
die Sache an eine Treuhänderin oder einen Treuhänder her-
auszugeben sei, die oder den das Amtsgericht der belegenen
Sache auf Antrag der Vollstreckungsbehörde bestellt. 2Ist der
Anspruch auf Übertragung des Eigentums gerichtet, so hat die
Auflassung an die Treuhänderin oder den Treuhänder als Ver-
treterin oder Vertreter der Vollstreckungsschuldnerin oder
des Vollstreckungsschuldners zu erfolgen. 3Mit dem Übergang
des Eigentums auf die Vollstreckungsschuldnerin oder den
Vollstreckungsschuldner erlangt der Vollstreckungsgläubiger
eine Sicherungshypothek für die Forderung. 4Die Treuhände-
rin oder der Treuhänder hat die Eintragung der Sicherungshy-
pothek zu bewilligen. 5Die Vollstreckung in die herausgege-
bene Sache wird nach den Vorschriften über die Vollstreckung
in unbewegliche Sachen bewirkt.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend, wenn der Anspruch ein im
Schiffsregister eingetragenes Schiff, ein Schiffsbauwerk oder
Schwimmdock, das im Schiffsbauregister eingetragen ist oder
in dieses Register eingetragen werden kann, oder ein Luftfahr-
zeug betrifft, das in der Luftfahrzeugrolle eingetragen ist oder
nach Löschung in der Luftfahrzeugrolle noch in dem Register
für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen ist.

§ 55

Unpfändbarkeit von Forderungen
1Die §§ 850 bis 852 der Zivilprozessordnung gelten entspre-

chend. 2Wird die Vollstreckung wegen eines Zwangsgeldes,
eines Bußgeldes, eines Ordnungsgeldes oder wegen einer For-
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derung aufgrund der für die Einweisung in eine Unterkunft
wegen Obdachlosigkeit gezahlten Nutzungsentschädigung be-
trieben, so kann die Vollstreckungsbehörde den pfändbaren
Teil des Arbeitseinkommens ohne Rücksicht auf die in § 850 c
der Zivilprozessordnung vorgesehene Beschränkung bestim-
men; der Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungs-
schuldner ist jedoch so viel zu belassen, wie sie oder er für
ihren oder seinen notwendigen Unterhalt und zur Erfüllung
ihrer oder seiner laufenden gesetzlichen Unterhaltsverpflich-
tungen bedarf. 3Bei Pfändungsschutzkonten, die nach § 850 k
Abs. 7 der Zivilprozessordnung eingerichtet werden, kann die
Vollstreckungsbehörde wegen Forderungen nach Satz 2 ab-
weichende pfändungsfreie Beträge festsetzen.

§ 56

Mehrfache Pfändung einer Forderung

(1) Ist eine Forderung durch mehrere Vollstreckungsbehör-
den oder durch eine Vollstreckungsbehörde und ein Gericht
gepfändet, so sind die §§ 853 bis 856 der Zivilprozessordnung
und § 99 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Rechte an Luft-
fahrzeugen entsprechend anzuwenden.

(2) Fehlt es an einem Amtsgericht, das nach den §§ 853 und
854 der Zivilprozessordnung zuständig wäre, so ist bei dem
Amtsgericht zu hinterlegen, in dessen Bezirk die Voll-
streckungsbehörde ihren Sitz hat, deren Pfändungsverfügung
der Drittschuldnerin oder dem Drittschuldner zuerst zuge-
stellt worden ist.

§ 57

Vollstreckung in andere Vermögensrechte

(1) Für die Vollstreckung in andere Vermögensrechte, die
nicht Gegenstand der Vollstreckung in das unbewegliche Ver-
mögen sind, gelten die vorstehenden Vorschriften entspre-
chend.

(2) Ist weder eine Drittschuldnerin noch ein Drittschuld-
ner vorhanden, so ist die Pfändung bewirkt, wenn der Voll-
streckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungsschuldner
das Gebot, sich jeder Verfügung über das Recht zu enthalten,
zugestellt ist.

(3) Ein unveräußerliches Recht ist, wenn nichts anderes be-
stimmt ist, insoweit pfändbar, als die Ausübung einer anderen
Person überlassen werden kann.

(4) Die Vollstreckungsbehörde kann bei der Vollstreckung
in unveräußerliche Rechte, deren Ausübung einer anderen
Person überlassen werden kann, besondere Anordnungen er-
lassen, insbesondere bei der Vollstreckung in Nutzungsrechte
eine Verwaltung anordnen; in diesem Fall wird die Pfändung
durch Übergabe der zu benutzenden Sache an die Verwalterin
oder den Verwalter bewirkt, sofern sie nicht durch Zustellung
der Pfändungsverfügung schon vorher bewirkt ist.

(5) Ist die Veräußerung des Rechts zulässig, so kann die
Vollstreckungsbehörde die Veräußerung anordnen.

(6) Für die Vollstreckung in eine Reallast, eine Grundschuld
oder eine Rentenschuld gelten die Vorschriften über die Voll-
streckung in eine Forderung, für die eine Hypothek besteht.

(7) Die §§ 858 bis 863 der Zivilprozessordnung gelten sinn-
gemäß.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen

§ 58

Verfahren

(1) 1Der Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen un-
terliegen außer den Grundstücken die Berechtigungen, für
welche die sich auf Grundstücke beziehenden Vorschriften

gelten, die im Schiffsregister eingetragenen Schiffe, die Schiffs-
bauwerke und Schwimmdocks, die im Schiffsbauregister ein-
getragen sind oder in dieses Register eingetragen werden
können, sowie die Luftfahrzeuge, die in der Luftfahrzeugrolle
eingetragen sind oder nach Löschung in der Luftfahrzeugrolle
noch in dem Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen ein-
getragen sind. 2Auf die Vollstreckung sind die für die gericht-
liche Zwangsvollstreckung geltenden Vorschriften, nament-
lich die §§ 864 bis 871 der Zivilprozessordnung und das Ge-
setz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal-
tung anzuwenden. 3Bei Stundung und Aussetzung der Voll-
ziehung geht eine im Wege der Vollstreckung eingetragene Si-
cherungshypothek jedoch nur dann nach § 868 der Zivilpro-
zessordnung auf die Eigentümerin oder den Eigentümer über
und erlischt eine Schiffshypothek oder ein Registerpfandrecht
an einem Luftfahrzeug jedoch nur dann nach § 870 a Abs. 3
der Zivilprozessordnung sowie § 99 Abs. 1 des Gesetzes über
Rechte an Luftfahrzeugen, wenn zugleich die Aufhebung der
Vollstreckungsmaßnahme angeordnet wird.

(2) Für die Vollstreckung in ausländische Schiffe gilt § 171
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangs-
verwaltung, für die Vollstreckung in ausländische Luftfahr-
zeuge § 106 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über Rechte an
Luftfahrzeugen sowie die §§ 171 h bis 171 n des Gesetzes über
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung.

(3) 1Die für die Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen
erforderlichen Anträge des Gläubigers stellt die Vollstreckungs-
behörde. 2Sie hat hierbei zu bestätigen, dass die gesetzlichen
Voraussetzungen für die Vollstreckung vorliegen. 3Diese Fra-
gen unterliegen nicht der Beurteilung des Vollstreckungsge-
richts oder des Grundbuchamts. 4Anträge auf Eintragung
einer Sicherungshypothek, einer Schiffshypothek oder eines
Registerpfandrechts an einem Luftfahrzeug sind Ersuchen im
Sinne des § 38 der Grundbuchordnung und des § 45 der
Schiffsregisterordnung in der Fassung vom 26. Mai 1994
(BGBl. I S. 1133), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 5 des
Gesetzes vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2713).

(4) Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung soll die
Vollstreckungsbehörde nur beantragen, wenn festgestellt ist,
dass der Geldbetrag durch Vollstreckung in das bewegliche
Vermögen nicht beigetrieben werden kann.

(5) Soweit der zu vollstreckende Anspruch nach § 10 Abs. 1
Nr. 3 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung den Rechten am Grundstück im Rang vor-
geht, kann eine Sicherungshypothek unter der aufschieben-
den Bedingung in das Grundbuch eingetragen werden, dass
das Vorrecht wegfällt.

§ 59

Vollstreckung gegen den Rechtsnachfolger
1Ist nach § 58 eine Sicherungshypothek, eine Schiffshypo-

thek oder ein Registerpfandrecht an einem Luftfahrzeug ein-
getragen worden, so bedarf es zur Zwangsversteigerung aus
diesem Recht nur dann eines Bescheides auf Duldung der
Vollstreckung, wenn nach der Eintragung dieses Rechts ein
Eigentumswechsel eingetreten ist. 2Satz 1 gilt sinngemäß für
die Zwangsverwaltung aus einer nach § 58 eingetragenen Si-
cherungshypothek.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Ergänzende Vorschriften

§ 60

— aufgehoben —

§ 61

— aufgehoben —

§ 62

— aufgehoben —
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§ 63

— aufgehoben —

§ 64

Dinglicher Arrest

(1) 1Zur Sicherung der Vollstreckung von Geldforderungen
kann das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der mit Arrest zu
belegende Gegenstand befindet, auf Antrag der Vollstreckungs-
behörde oder des Vollstreckungsgläubigers den Arrest in das
bewegliche oder unbewegliche Vermögen der Vollstreckungs-
schuldnerin oder des Vollstreckungsschuldners anordnen,
wenn zu befürchten ist, dass sonst die Vollstreckung vereitelt
oder wesentlich erschwert wird. 2Das Amtsgericht kann den
Arrest auch dann anordnen, wenn die Forderung nicht zah-
lenmäßig feststeht oder wenn sie bedingt oder betagt ist. 3In
der Arrestanordnung ist ein Geldbetrag zu bestimmen, bei
dessen Hinterlegung die Vollziehung des Arrestes gehemmt
ist und die getroffenen Vollzugsmaßnahmen aufzuheben sind.

(2) 1Die Vollstreckungsbehörde stellt die Arrestanordnung
zu und vollzieht den Arrest. 2Die §§ 27 bis 59 dieses Gesetzes,
§ 929 Abs. 2 und 3 und die §§ 930 bis 932 der Zivilprozess-
ordnung sowie § 99 Abs. 2 und § 106 Abs. 1, 3 und 5 des Ge-
setzes über Rechte an Luftfahrzeugen finden entsprechende
Anwendung.

§ 65

Verwertung von Sicherheiten

(1) 1Wird eine Geldforderung, die nach diesem Gesetz be-
reits vollstreckt werden darf, bei Fälligkeit nicht erfüllt, so
kann der Vollstreckungsgläubiger Sicherheiten, die ihm zur
Sicherung dieser Forderung gestellt sind oder die er zu diesem
Zweck sonst erlangt hat, durch die Vollstreckungsbehörde
nach den Vorschriften dieses Teils verwerten. 2Soweit zur
Verwertung Erklärungen der Vollstreckungsschuldnerin oder
des Vollstreckungsschuldners erforderlich sind, werden sie
durch Erklärungen des Vollstreckungsgläubigers ersetzt.

(2) Die Sicherheiten dürfen erst verwertet werden, wenn der
Vollstreckungsschuldnerin oder dem Vollstreckungsschuld-
ner die Verwertungsabsicht bekanntgegeben und seit der Be-
kanntgabe mindestens eine Woche verstrichen ist.

§ 66

Ausschluss der aufschiebenden Wirkung

Widerspruch und Klage gegen Verwaltungsakte nach die-
sem Teil haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 67

Kosten

(1) 1Für Amtshandlungen nach diesem Teil werden Kosten
(Gebühren und Auslagen) erhoben; § 8 a Abs. 4 Satz 1 bleibt
unberührt. 2Kostengläubiger ist der Rechtsträger, dessen Be-
hörde die Amtshandlung vornimmt, bei Auslagen auch der
Rechtsträger, bei dessen Behörde die Auslagen entstanden
sind.

(2) 1Die Kosten trägt die Vollstreckungsschuldnerin oder der
Vollstreckungsschuldner. 2Mehrere Vollstreckungsschuldne-
rinnen oder Vollstreckungsschuldner haften gesamtschuldne-
risch.

(3) 1Die Gebührenschuld entsteht, sobald Schritte zur Aus-
führung der Amtshandlung unternommen worden sind, bei
schriftlichen oder in elektronischer Form vorgenommenen
Amtshandlungen jedoch erst mit der Absendung des Schrift-
stücks oder des elektronischen Dokuments. 2Die Verpflich-
tung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwen-
dung des zu erstattenden Betrages.

(4) 1Die Kostenschuld ist sofort fällig. 2Sie kann ohne beson-
deren Leistungsbescheid mit der Hauptleistung beigetrieben
werden.

(5) 1Das Fachministerium wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium entsprechend § 3 Abs. 1
bis 3 des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes
(NVwKostG) die einzelnen Amtshandlungen, für die Gebüh-
ren erhoben werden sollen, und die Höhe der Gebühren
durch Verordnung zu bestimmen. 2Die Gebühren können ab-
weichend von § 3 Abs. 2 Satz 2 NVwKostG so bemessen wer-
den, dass sie einerseits den Verwaltungsaufwand berücksich-
tigen und andererseits in einem angemessenen Verhältnis zur
Höhe der Forderung oder dem Wert der Sache stehen, die ge-
pfändet oder verwertet werden soll.

(6) Im Übrigen gelten die §§ 8, 9 Abs. 1, §§ 11 und 13
NVwKostG entsprechend.

§ 67 a

Kostenbeitrag bei Vollstreckungshilfe

(1) 1Leistet eine Vollstreckungsbehörde einer der Aufsicht
des Landes unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stif-
tung des öffentlichen Rechts Vollstreckungshilfe, so zahlt die-
se an die Vollstreckungsbehörde für jedes Ersuchen zum
Ausgleich des nicht gedeckten durchschnittlichen Verwal-
tungsaufwands einen Kostenbeitrag; § 67 Abs. 1 bleibt mit der
Maßgabe unberührt, dass der Kostenbeitrag nach Halbsatz 1
nicht zu den Auslagen des Vollstreckungsgläubigers gehört.
2§ 67 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. 3Die Landesregierung
wird ermächtigt, durch Verordnung für den Kostenbeitrag
nach Satz 1 einen Pauschalbetrag festzulegen.

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn die Vollstreckungsbehörde auf-
grund einer Rechtsvorschrift für den Vollstreckungsgläubiger
tätig wird.

§ 67 b

Kostenerstattung bei Amtshilfe

(1) Leistet eine Vollstreckungsbehörde gegenüber einer
Vollstreckungsbehörde eines anderen Trägers Amtshilfe und
können die Kosten bei der Vollstreckungsschuldnerin oder
dem Vollstreckungsschuldner nicht beigetrieben werden, so
hat die ersuchende Behörde der Vollstreckungsbehörde die
Auslagen zu erstatten, wenn sie im Einzelfall 35 Euro über-
steigen.

(2) Leistet eine Vollstreckungsbehörde gegenüber einer
Vollstreckungsbehörde eines anderen Landes Amtshilfe, das
von niedersächsischen Behörden höhere als die in § 8 VwVfG
bestimmten Gegenleistungen der Amtshilfe verlangt, so hat die
ersuchende Behörde abweichend von Absatz 1 die Kosten, die
bei der Vollstreckungsschuldnerin oder bei dem Vollstreckungs-
schuldner nicht beigetrieben werden können, zu erstatten,
wenn die Kosten im Einzelfall 35 Euro übersteigen.

§ 68

— aufgehoben —

§ 69

— aufgehoben —

Z w e i t e r  T e i l

Erzwingung von Handlungen, Duldungen 
und Unterlassungen

§ 70

Anwendung des Niedersächsischen 
Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes

(1) Verwaltungsakte, die auf die Herausgabe einer Sache
oder auf eine sonstige Handlung oder eine Duldung oder Un-
terlassung gerichtet sind und die nicht unter § 2 Abs. 1 fallen,
werden, auch wenn sie nicht der Gefahrenabwehr dienen,
nach dem Sechsten Teil des Niedersächsischen Polizei- und
Ordnungsbehördengesetzes durchgesetzt.
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(2) Hat die Verwaltungsbehörde Verwaltungsvollzugsbeam-
tinnen oder Verwaltungsvollzugsbeamte (§ 50 NPOG) bestellt,
so sind diese im Rahmen ihrer Befugnisse auch zur Durchset-
zung von Verwaltungsakten berechtigt, die nicht der Gefah-
renabwehr dienen.

§ 71

Besondere Vorschriften für die Herausgabe von Sachen

(1) 1Wird die Herausgabe oder Räumung eines Grundstücks,
eines Raumes oder eines Schiffes durchgesetzt, so sind beweg-
liche Sachen, die nicht Gegenstand der Vollstreckung sind,
der betroffenen Person, wenn diese nicht anwesend ist, ihrer
Vertreterin oder ihrem Vertreter oder einer zu der Familie der
betroffenen Person gehörigen oder in deren Wohnung be-
schäftigten erwachsenen Person zu übergeben. 2Andernfalls
sind die Sachen zu verwahren. 3Die betroffene Person ist auf-
zufordern, die Sachen binnen einer bestimmten Frist abzuho-
len. 4Kommt sie der Aufforderung nicht nach, so kann die
Verwaltungsbehörde die Sachen nach den Vorschriften dieses
Gesetzes über die Verwertung gepfändeter Sachen verkaufen
und den Erlös verwahren.

(2) 1Soll die Herausgabe einer Urkunde oder einer anderen
beweglichen Sache durchgesetzt werden und wird die Sache
bei der betroffenen Person nicht vorgefunden, so hat sie auf
Antrag der Verwaltungsbehörde gegenüber der Gerichtsvoll-
zieherin oder dem Gerichtsvollzieher zu Protokoll an Eides
Statt zu versichern, dass sie die Sache nicht besitze und auch
nicht wisse, wo sich die Sache befinde. 2Das Gericht kann be-
schließen, dass die eidesstattliche Versicherung in einer von
Satz 1 abweichenden, der Sachlage entsprechenden Fassung
abgegeben werden darf. 3Dem Antrag der Verwaltungsbehör-
de ist eine beglaubigte Abschrift des Verwaltungsakts beizufü-
gen. 4§ 8 a Abs. 4 gilt entsprechend.

(3) 1Die Vollstreckungsbehörde kann die eidesstattliche Ver-
sicherung nach Absatz 2 Satz 1 nach Maßgabe des § 22 Abs. 3, 6
Sätze 1 und 2 und Abs. 8 selbst abnehmen und sie entspre-
chend Absatz 2 Satz 2 ändern. 2Mit der Ladung (§ 22 Abs. 6
Satz 1) ist die Vollstreckungsschuldnerin oder der Voll-
streckungsschuldner über ihre oder seine Rechte und Pflichten
nach § 22 Abs. 3 sowie über die Folgen einer unentschuldig-
ten Terminssäumnis und einer Verletzung ihrer oder seiner
Auskunftspflichten (§ 22 Abs. 8) zu belehren. 3Widerspruch
und Klage gegen Verwaltungsakte nach Satz 1 haben keine
aufschiebende Wirkung.

§ 72

Öffentlich-rechtliche Verträge

Die §§ 70 und 71 gelten entsprechend für öffentlich-rechtli-
che Verträge, in denen die Schuldnerin oder der Schuldner
sich zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung ver-
pflichtet und der sofortigen Vollstreckung unterworfen hat.

§ 73

Kosten

(1) Für ihre Amtshandlungen zur Durchsetzung von Hand-
lungen, Duldungen oder Unterlassungen, die nicht unter § 2
Abs. 1 bis 4 fallen, erheben die in § 1 genannten Behörden
Kosten (Gebühren und Auslagen).

(2) 1Die Kosten schuldet die Person, gegen die sich die
Amtshandlung richtet. 2Richtet sich die Amtshandlung gegen
mehrere Personen, so haften diese als Gesamtschuldner.

(3) 1§ 67 Abs. 3 und § 67 b gelten entsprechend. 2Die §§ 3, 4,
7 bis 9 und 11 bis 13 NVwKostG gelten entsprechend.

§ 74

Kirchliche Satzungen und Verwaltungsakte

In kirchenrechtlichen Vorschriften kann für den Fall, dass
kirchliche Satzungen oder kirchliche Verwaltungsakte Gebote
oder Verbote enthalten, vorgesehen werden, dass kirchliche

Stellen die Vorschriften des Sechsten Teils des Niedersächsi-
schen Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes anwenden.

D r i t t e r  T e i l

Schlussvorschriften

§ 75

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte der körperli-
chen Unversehrtheit, der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2
des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 76

Verweisungen

Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung verwiesen wird und nicht etwas anderes bestimmt
ist, treten an die Stelle des Vollstreckungsgerichts die Voll-
streckungsbehörde und an die Stelle eines nach der Zivilpro-
zessordnung erforderlichen vollstreckbaren Titels die in § 2
Abs. 1 bis 4 genannten Vollstreckungsurkunden, soweit für sie
die Vollstreckungsvoraussetzungen des § 3 vorliegen.

§ 77

Entscheidungen der ordentlichen Gerichte

Soweit dieses Gesetz den ordentlichen Gerichten weitere
Aufgaben zuweist, gelten für das Verfahren und für die An-
fechtung ihrer Entscheidungen die Zivilprozessordnung und
das Gerichtsverfassungsgesetz.

§ 78

— aufgehoben —

§ 79

Besonderer Vollstreckungstitel

1Geldforderungen des Calenberger Kreditvereins, des Ritter-
schaftlichen Kreditinstituts des Fürstentums Lüneburg sowie
des Ritterschaftlichen Kreditinstituts Stade aus Darlehen und
im Grundbuch eingetragenen Grundpfandrechten werden
nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung vollstreckt.
2Ein vor dem 1. Februar 2014 gestellter schriftlicher Antrag
des Gläubigers auf Zwangsvollstreckung ersetzt den vollstreck-
baren zugestellten Schuldtitel. 3Ein danach gestellter Antrag
ersetzt den vollstreckbaren zugestellten Schuldtitel, wenn

1. eine Geldforderung aus einem Darlehen vollstreckt wird,
die durch ein Grundpfandrecht gesichert ist, oder

2. eine Geldforderung aus einem Grundpfandrecht vollstreckt
wird, durch das eine Geldforderung aus einem Darlehen
gesichert ist,

und der zugrunde liegende Darlehensvertrag sowie die Ver-
einbarung über die Bestellung oder die Abtretung des Grund-
pfandrechts vor dem 1. Februar 2013 geschlossen worden
sind. 4Der Gläubiger hat in dem Antrag zu versichern, dass die
Schuldnerin oder der Schuldner unter Einräumung einer Zah-
lungsfrist von mindestens einer Woche schriftlich vergeblich
gemahnt worden ist. 5Für Klagen gegen den Antrag gelten
§ 797 Abs. 4 und 5 und § 800 Abs. 3 der Zivilprozessordnung
entsprechend.

§ 80

Übergangsvorschriften

(1) Vollstreckungsverfahren, die am 31. Mai 2011 eingelei-
tet waren, werden nach den bis dahin geltenden Vorschriften
abgewickelt; § 79 bleibt unberührt.
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(2) Vollstreckungsverfahren, die am 31. Juli 2014 eingeleitet
waren, werden nach den bis dahin geltenden Vorschriften ab-
gewickelt; § 79 bleibt unberührt.

§ 81

— aufgehoben —

§ 82

— aufgehoben —
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G e s e t z
zur Änderung hochschulzulassungsrechtlicher 

Vorschriften

Vom 19. November 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Zustimmung zu dem Staatsvertrag
über die Hochschulzulassung

(1) Dem am 21. März/4. April 2019 unterzeichneten Staats-
vertrag über die Hochschulzulassung wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird in der Anlage veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 19
Abs. 1 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Hochschulzulassungsgesetzes

Das Niedersächsische Hochschulzulassungsgesetz vom 29. Ja-
nuar 1998 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 15. Dezember 2015 (Nds. GVBl. S. 384),
wird wie folgt geändert:

1. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt

1. die Festlegung von Zulassungsbeschränkungen für
Studiengänge oder Teilstudiengänge einer Hochschule,

2. die Studienplatzvergabe durch die Hochschulen in
staatlicher Verantwortung

a) für Studiengänge mit örtlichen Zulassungsbeschrän-
kungen,

b) für zulassungsbeschränkte Studiengänge, die in
das Zentrale Vergabeverfahren nach Abschnitt 3
des am 21. März/4. April 2019 unterzeichneten
Staatsvertrages über die Hochschulzulassung (Staats-
vertrag) einbezogen sind,

sowie

3. die Möglichkeit der Unterstützung der Hochschulen
durch die Stiftung für Hochschulzulassung (Stiftung)
bei der Durchführung der Zulassungs- und Anmelde-
verfahren 

und enthält Bestimmungen zur Ausführung des Staats-
vertrages.“

2. In § 3 werden die Worte „für Hochschulzulassung (Stif-
tung)“ gestrichen und nach der Angabe „Artikel 2“ die
Angabe „Abs. 1“ eingefügt.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird nach der Angabe „Artikel 2“ die An-
gabe „Abs. 1“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „Abs. 2“
durch die Angabe „Abs. 3 Satz 1“ ersetzt.

c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) Sind in den Fällen des Artikels 6 Abs. 2 Satz 2
des Staatsvertrages im Haushaltsplan des Landes ge-
mäß Artikel 12 Abs. 1 Nrn. 7 und 8 des Staatsvertra-
ges für die jeweilige Hochschule die Zulassungszah-

len für die Studiengänge durch eine verbindliche Er-
läuterung festgesetzt worden, so sind diese maßgeb-
lich.“

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5

Studienplatzvergabe
bei örtlichen Zulassungsbeschränkungen

(1) In Studien- oder Teilstudiengängen mit örtlichen
Zulassungsbeschränkungen wird, sofern es sich nicht um
einen weiterführenden Studiengang handelt, bei der Zu-
lassung für das erste Fachsemester oder für den ersten
Studienabschnitt ein Auswahlverfahren durchgeführt. 

(2) In dem Auswahlverfahren nach Absatz 1 gelten Ar-
tikel 8 Abs. 3 und Artikel 9 des Staatsvertrages nach Maß-
gabe der Absätze 3 bis 5 entsprechend.

(3) 1In künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaftli-
chen Studiengängen wird lediglich eine Vorabquote nach
Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Staatsvertrages gebildet.
2Bei Studiengängen, die in Kooperation mit einer auslän-
dischen Hochschule durchgeführt werden, kann die Vor-
abquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsver-
trages bis zur Hälfte der Studienplätze betragen; das Nä-
here bestimmen die Hochschulen durch Ordnung, die
der Genehmigung des für die Hochschulen zuständigen
Ministeriums (Fachministeriums) bedarf. 3Die Vorabquo-
te für in der beruflichen Bildung Qualifizierte nach Arti-
kel 9 Abs. 1 Satz 2 des Staatsvertrages wird gebildet ent-
sprechend dem Anteil der Angehörigen der in § 18 Abs. 4
des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG) genann-
ten Bewerbergruppen an der Gesamtzahl aller Bewerbe-
rinnen und Bewerber für den betreffenden Studien- oder
Teilstudiengang, beträgt jedoch höchstens 10 vom Hun-
dert der zur Verfügung stehenden Studienplätze; dies gilt
auch, soweit durch die Bildung dieser Vorabquote unter
Berücksichtigung der übrigen Vorabquoten der Anteil der
nach Artikel 9 des Staatsvertrages vergebenen Studien-
plätze 20 vom Hundert der zur Verfügung stehenden Stu-
dienplätze überschreitet.

(4) 1Für die Auswahlentscheidung innerhalb der Vor-
abquote nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsver-
trages gelten Absatz 7 Sätze 1 und 2 Halbsatz 2 sowie
Absatz 8 entsprechend. 2Besondere Umstände, die für ein
Studium an einer deutschen Hochschule sprechen, kön-
nen berücksichtigt werden. 3Als ein solcher Umstand ist
insbesondere anzusehen, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber 

1. von einer deutschen Einrichtung zur Förderung be-
gabter Studierender für ein Studium ein Stipendium
erhält, 

2. eine Prüfung nach § 18 Abs. 11 Satz 1 NHG an einem
Studienkolleg abgelegt hat, 

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht genießt, 

4. aus einem Land kommt, in dem es keine Ausbildungs-
stätten für den betreffenden Studiengang gibt, oder

5. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland an-
gehört.

4Verpflichtungen aufgrund zwischenstaatlicher Verein-
barungen sind zu berücksichtigen.
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(5) 1Die Hochschule kann bestimmen, dass auch

1. die Studienplätze der Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 des Staatsvertrages abweichend von Arti-
kel 9 Abs. 4 des Staatsvertrages und

2. die Studienplätze der Vorabquote nach Artikel 9 Abs. 1
Satz 2 des Staatsvertrages in Verbindung mit Absatz 3
Satz 3

nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzu-
führenden Auswahlverfahrens vergeben werden; in die-
sem Fall gelten Absatz 7 Satz 1 und Absatz 8 Satz 1 ent-
sprechend. 2Erfolgt eine Beschränkung der Zahl der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer an einem Auswahlge-
spräch oder an einer schriftlichen Aufsichtsarbeit, so
richtet sich die Vorauswahl für die Teilnahme nach Ab-
satz 7 Satz 1 Nr. 1 oder 2; die Kriterien nach Absatz 7
Satz 1 Nr. 2 Buchst. b, c und g dürfen dabei nicht ange-
wandt werden.

(6) 1Die nach Abzug der Studienplätze nach den Absät-
zen 2 bis 5 verbleibenden Studienplätze werden

1. zu 80 bis 90 vom Hundert nach dem Ergebnis eines
von den Hochschulen durchzuführenden Auswahl-
verfahrens (Absätze 7 bis 9) und

2. im Übrigen nach der Dauer der Zeit seit dem Erwerb
der für den gewählten Studiengang einschlägigen
Hochschulzugangsberechtigung (Wartezeit) (Absatz 10)

vergeben. 2Nicht besetzte Studienplätze nach den Absät-
zen 2 bis 5 werden in der Quote nach Satz 1 Nr. 1 verge-
ben. 3Für die Vergabe der verbleibenden Studienplätze in
künstlerischen und künstlerisch-wissenschaftlichen Stu-
diengängen gilt Absatz 11.

(7) 1Die Auswahlentscheidung der Hochschule nach
Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 ist zu treffen

1. nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechti-
gung für das gewählte Studium (Durchschnittsnote
oder Punktzahl) oder

2. nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechti-
gung in Kombination mit einem oder mehreren der
folgenden Kriterien:

a) Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungs-
tests,

b) Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder anderer
mündlicher Verfahren, die von der Hochschule
mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchge-
führt werden, um Aufschluss über deren Eignung
für das gewählte Studium und den angestrebten
Beruf zu erhalten, 

c) Ergebnis einer schriftlichen Aufsichtsarbeit, in der
durch die bisherigen Abschlüsse nicht ausgewie-
sene Fähigkeiten und Kenntnisse nachgewiesen
werden können, die Aufschluss über die Eignung
der Bewerberinnen und Bewerber für das gewählte
Studium und den angestrebten Beruf geben,

d) Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung in ei-
nem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die
fachspezifische Eignung Auskunft gibt,

e) Art einer Berufstätigkeit in einem anerkannten Aus-
bildungsberuf, die über die fachspezifische Eig-
nung Auskunft gibt,

f) besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten,
außerschulische Leistungen oder außerschulische
Qualifikationen, die über die fachspezifische Eig-
nung Auskunft geben,

g) gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsbe-
rechtigung, die über die fachspezifische Eignung
Auskunft geben, 

oder 

3. nach einer Kombination des Kriteriums nach Num-
mer 2 Buchst. a mit mindestens einem Kriterium nach
Nummer 2 Buchst. b bis f.

2Mindestens 50 vom Hundert der nach Abzug der Studi-
enplätze nach den Absätzen 2 bis 5 verbleibenden Studi-
enplätze sind nach Satz 1 Nr. 2 zu vergeben; dabei muss
dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung erheb-
liche Bedeutung für die Auswahlentscheidung zukom-
men. 3Höchstens 20 vom Hundert der nach Abzug der
Studienplätze nach den Absätzen 2 bis 5 verbleibenden
Studienplätze dürfen nach Satz 1 Nr. 3 vergeben werden.
4Die Kriterien nach Satz 1 sind jeweils in standardisierter,
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent
anzuwenden. 5Sie müssen in ihrer Gesamtheit eine hin-
reichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und eine
sich typischerweise anschließende Berufstätigkeit ge-
währleisten. 6Wird ein Kriterium als einziges Kriterium
verwendet, so muss es eine hinreichende Vorhersagekraft
für den Studienerfolg und die sich typischerweise an-
schließenden beruflichen Tätigkeiten haben.

(8) 1Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an
einem Auswahlgespräch (Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b)
oder an einer schriftlichen Aufsichtsarbeit (Absatz 7 Satz 1
Nr. 2 Buchst. c) kann bis auf das Zweifache der Zahl der
hiernach zu vergebenden Studienplätze beschränkt wer-
den. 2Die Vorauswahl für die Teilnahme richtet sich nach
Absatz 7 Satz 1.

(9) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 6 Satz 1 Nr. 1
Ranggleichheit, so wird vorrangig ausgewählt, wer dem
Personenkreis nach Artikel 8 Abs. 3 Satz 1 des Staatsver-
trages angehört. 2Besteht danach noch Ranggleichheit, so
entscheidet das Los.

(10) Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule
nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 2 wird die Wartezeit mit nicht
mehr als sieben Semestern berücksichtigt.

(11) 1In künstlerischen oder künstlerisch-wissenschaft-
lichen Studiengängen werden abweichend von Absatz 6
Sätze 1 und 2 alle nach Abzug der Studienplätze nach
den Absätzen 2 bis 5 verbleibenden Studienplätze nach
dem Ergebnis eines Verfahrens zum Nachweis der beson-
deren künstlerischen Befähigung (§ 18 Abs. 5 Satz 1 NHG)
vergeben. 2In künstlerisch-wissenschaftlichen Studien-
gängen kann das Ergebnis der Hochschulzugangsberech-
tigung zusätzlich berücksichtigt werden.

(12) Sind Studienplätze in einem Auswahlverfahren
frei geblieben oder nach Verfahrensschluss zusätzlich be-
reitgestellt worden, so werden sie nach dem Ergebnis der
Hochschulzugangsberechtigung oder in einem Losverfah-
ren vergeben.“ 

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Darüber hinaus kann die Hochschule durch Ord-
nung festlegen, dass Ortswechselnde nur für das
nächsthöhere Semester zugelassen werden können.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „der Durchschnitts-
note“ durch die Worte „das Ergebnis der Hoch-
schulzugangsberechtigung“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden das Semikolon und die Worte
„dabei können die Auswahlkriterien nach § 5
Abs. 2 und 3 nur ergänzend berücksichtigt wer-
den“ gestrichen.

6. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es werden die folgenden neuen Sätze 3 bis 5 einge-
fügt. 

„3Die Hochschule kann die Eignung ergänzend auch
durch Motivationserhebungen in schriftlicher Form
feststellen, soweit dies Bestandteil von Kooperations-
vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen für
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den Studiengang ist. 4Die Hochschule kann durch
Ordnung eine Vorabquote für Bewerberinnen und Be-
werber, für die die Ablehnung eine außergewöhnliche
Härte bedeuten würde, einrichten. 5Die Hochschule
kann durch Ordnung eine Vorabquote für ausländi-
sche Staatsangehörige und Staatenlose, die nicht Deut-
schen gleichgestellt sind, einrichten.“

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 6 und wie folgt geän-
dert: 

Die Angabe „Abs. 4“ wird durch die Angabe „Abs. 5“
ersetzt.

7. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8

Studienplatzvergabe nach Artikel 10 Abs. 1 
Satz 1 Nrn. 2 und 3 des Staatsvertrages

(1) 1Die Hochschule kann in den Quoten nach Artikel 10
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3 des Staatsvertrages bis zu drei
Unterquoten festsetzen. 2In einer der Unterquoten nach
Satz 1 ist es zulässig, im Umfang von bis zu 15 vom Hun-
dert der Quote nach Artikel 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des
Staatsvertrages abweichend von Artikel 10 Abs. 3 Sätze 2
bis 4 des Staatsvertrages ausschließlich ein Kriterium
oder mehrere Kriterien nach Artikel 10 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
des Staatsvertrages zu verwenden.

(2) Die Hochschule kann bei der Auswahl der Kriterien
und deren Qualitätssicherung mit anderen Hochschulen
zusammenarbeiten, die denselben Studiengang anbieten.

(3) 1Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am
Auswahlverfahren nach Artikel 10 Abs. 2 und 3 des
Staatsvertrages kann bis auf das Zweifache der Zahl der
hiernach zu vergebenden Studienplätze beschränkt wer-
den. 2Bei der Vorauswahl sind die Kriterien nach Arti-
kel 10 Abs. 2 oder 3 des Staatsvertrages anzuwenden.
3Zur Durchführung aufwändiger individualisierter Aus-
wahlverfahren nach Artikel 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b des Staatsvertrages, die nach
Bewerbungsschluss durchgeführt werden, darf bei der
Vorauswahl für einen Anteil von bis zu 35 vom Hundert
der nach Artikel 10 Abs. 2 und 3 zu vergebenden Studi-
enplätze auch der Grad der Ortspräferenz berücksichtigt
werden.

(4) 1Die Hochschulen, die den Studiengang Medizin
anbieten, standardisieren Verfahren und die Anwendung
von Kriterien, mit denen Bewerberinnen und Bewerber
in einer Unterquote nach Absatz 1 Satz 2 unter besonde-
rer Berücksichtigung ihrer sozial-kommunikativen Kom-
petenzen und fachspezifischen Eignung ausgewählt wer-
den können. 2Das Fachministerium wird ermächtigt, durch
Verordnung zu bestimmen, dass und ab wann 

1. eine Unterquote in dem nach Artikel 10 Abs. 4 Satz 2
des Staatsvertrages höchstens zulässigen Umfang von
15 vom Hundert der Quote nach Artikel 10 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrages festzusetzen ist und

2. die Auswahl in dieser Unterquote unter Anwendung
der standardisierten Verfahren und Kriterien nach
Satz 1 erfolgen muss.

3Absatz 3 gilt auch für Auswahlverfahren nach den Sät-
zen 1 und 2; Absatz 3 Satz 3 gilt mit der Maßgabe, dass
der Grad der Ortspräferenz insoweit ohne Beschränkung
auf einen bestimmten Anteil von Studienplätzen berück-
sichtigt werden darf.

(5) 1Besteht in den Fällen des Artikels 10 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 2 und 3 des Staatsvertrages Ranggleichheit, so er-
folgt die Auswahl anhand von Kriterien nach Artikel 10
Abs. 3 des Staatsvertrages, die die Hochschule festlegt.

2Besteht danach noch Ranggleichheit, so entscheidet das
Los.“

8. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„1. die Einzelheiten des Verfahrens und der dabei
anzuwendenden inhaltlichen Kriterien in Bezug
auf die Studienplatzvergabe durch die Hochschu-
len, insbesondere

a) die Einzelheiten des Verfahrens bei einer Un-
terstützung der Hochschulen durch die Stif-
tung nach § 11 und nach Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1
und Artikel 4 des Staatsvertrages,

b) die Abarbeitung der Quoten nach § 5,

c) das Nähere

aa) zur Auswahl nach Härtegesichtspunkten,

bb) zur Ermittlung der Messzahl bei der Aus-
wahl für ein Zweitstudium,

cc) zur Ermittlung des Ergebnisses der Hoch-
schulzugangsberechtigung, 

dd) zur Ermittlung einer Wartezeit, 

ee) zu Verfahren und Methoden der Herstel-
lung einer annähernden Vergleichbarkeit
der Abiturnoten,

ff) zum Anmeldeverfahren im Sinne des Ar-
tikels 2 Abs. 1 Nr. 1 und des Artikels 4
des Staatsvertrages,“.

b) In Satz 3 werden die Worte „aus den Studienbeiträgen
nach § 11 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Hoch-
schulgesetzes in der Fassung vom 26. Februar 2007
(Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 7
des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl.
S. 591),“ gestrichen sowie nach der Angabe „§ 14 a“
die Worte „des Niedersächsischen Hochschulgesetzes“
durch die Angabe „NHG“ und die Angabe „Artikel 1
des Gesetzes vom 11. Dezember 2013 (Nds. GVBl.
S. 287)“ durch die Angabe „Gesetz vom 11. September
2019 (Nds. GVBl. S. 261)“ ersetzt.

9. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10

Ordnungen der Hochschule,
Gebührenerhebung

(1) 1Die Einzelheiten des Auswahlverfahrens, insbeson-
dere die jeweils maßgebliche Höhe der Vomhundertsätze
und die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Auswahl-
kriterien, regelt die Hochschule nach Maßgabe einer Ver-
ordnung nach § 9 Satz 1 Nr. 1 sowie hinsichtlich der
Studienplatzvergabe im Zentralen Vergabeverfahren auch
nach Maßgabe einer Verordnung nach Artikel 12 Abs. 1
des Staatsvertrages durch Ordnung; § 5 Abs. 3 Satz 2
bleibt unberührt. 2In der Ordnung nach Satz 1 kann eine
von § 5 Abs. 9 Satz 2 abweichende Regelung getroffen
werden.

(2) Die Hochschule kann für Verfahren der Eignungs-
feststellung nach § 5 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a bis c
und nach Artikel 10 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 3
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und b des Staatsvertrages aufgrund
und nach Maßgabe einer von ihr zu erlassenden Ordnung
Gebühren erheben.“

10. In § 11 Satz 1 werden die Worte „des Zulassungsverfah-
rens außerhalb des zentralen Vergabeverfahrens“ durch
die Worte „der Zulassungs- und Anmeldeverfahren“ er-
setzt.
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11. Es wird der folgende neue § 12 eingefügt:

„§ 12

Übergangsvorschriften

In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020
bis einschließlich Wintersemester 2021/2022 in den Stu-
diengängen Medizin, Zahnmedizin und Tiermedizin gel-
ten für das Auswahlverfahren nach Artikel 18 Abs. 1 des
Staatsvertrages die nach § 9 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c Dop-
pelbuchst. dd getroffenen Regelungen entsprechend.“

12. Der bisherige § 12 wird § 13 und wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die Vorschriften über das örtliche Auswahlverfah-
ren in der ab dem 22. November 2019 geltenden Fas-
sung finden erstmals auf die Vergabeverfahren zum
Wintersemester 2020/2021 Anwendung.“

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 19. November 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Anlage
(zu Artikel 1 Abs. 2)

Staatsvertrag
über die Hochschulzulassung

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Abschnitt 1

Aufgaben der Stiftung

Artikel 1

Gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung

(1) 1Die Länder betreiben im Zusammenwirken mit der
Hochschulrektorenkonferenz eine gemeinsame Einrichtung
für Hochschulzulassung. 2Die gemeinsame Einrichtung ist
nach dem Recht des Landes Nordrhein-Westfalen als Stiftung
des öffentlichen Rechts durch das Gesetz zur Errichtung einer
Stiftung „Stiftung für Hochschulzulassung“ vom 18. Novem-
ber 2008 (GV. NRW. S. 710, zuletzt geändert durch Gesetz
vom 31. Januar 2012, GV. NRW. S. 90, im Folgenden: Errich-
tungsgesetz) mit Sitz in Dortmund errichtet.

(2) Die Stiftung trägt die Bezeichnung „Stiftung für Hoch-
schulzulassung“ (im Folgenden: Stiftung).

Artikel 2

Aufgaben der Stiftung;
Dialogorientiertes Serviceverfahren

(1) Die Stiftung hat die Aufgabe,

1. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 2 die Hoch-
schulen bei der Durchführung der örtlichen Zulassungs-
verfahren und der Durchführung von Anmeldeverfahren
in zulassungsfreien Studiengängen zu unterstützen (Ser-
viceleistungen),

2. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 3 das Zentrale
Vergabeverfahren durchzuführen.

(2) 1Nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach Artikel 12
führt die Stiftung die in den Verfahren nach Absatz 1 abgege-
benen Zulassungsanträge der Bewerberinnen und Bewerber
in ihrem Webportal zusammen und führt den Abgleich von
Mehrfachzulassungs- und Mehrfachstudienmöglichkeiten für
die Verfahren nach Absatz 1 in einem gemeinsamen Verfah-
ren durch (Dialogorientiertes Serviceverfahren). 2Für das Dia-
logorientierte Serviceverfahren wird insbesondere geregelt:

1. die Beschränkung der Anzahl der Zulassungsanträge je Be-
werberin oder Bewerber, wobei die Zahl von bundesweit
zwölf Zulassungsanträgen nicht unterschritten werden
darf; Artikel 8 Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt, 

2. die Festlegung einer verbindlichen Reihenfolge der Zulas-
sungsanträge der Bewerberinnen und Bewerber unter Be-
rücksichtigung ihrer Präferenzen, 

3. der Ausschluss der Bewerberinnen und Bewerber, die ein
Zulassungsangebot angenommen oder eine Zulassung er-
halten haben, von der weiteren Teilnahme am Dialogori-
entierten Serviceverfahren,

4. Fristen für Entscheidungen der Bewerberinnen und Be-
werber zu Zulassungsangeboten.

(3) Zulassungsanträge und Zulassungsangebote im Sinne
dieses Staatsvertrages schließen die entsprechenden Anträge
und Angebote in Anmeldeverfahren für zulassungsfreie Stu-
diengänge ein.

Artikel 3

Organe der Stiftung
1Die Organe der Stiftung, ihre Zusammensetzung, Aufgaben

und Verfahren regelt das Errichtungsgesetz. 2Dabei muss ge-
währleistet sein, dass

1. dem Entscheidungsorgan alle Länder angehören und die
Hochschulen mit derselben Anzahl von Mitgliedern ver-
treten sind,

2. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 Be-
schlüsse, mit Ausnahme solcher nach Artikel 13 Absatz 1
Nummer 1, nicht gegen die Mehrheit der Hochschulen zu-
stande kommen,

3. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 2
allein die Länder stimmberechtigt sind.

Abschnitt 2

Serviceleistungen

Artikel 4

Dienstleistungsaufgabe

Nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts unterstützt die
Stiftung die sie beauftragenden Hochschulen bei der Durch-
führung der örtlichen Zulassungs- und Anmeldeverfahren
insbesondere durch den Betrieb eines Bewerbungsportals mit
Information und Beratung der Studienbewerberinnen und -be-
werber, Aufbereitung der Bewerberdaten, Abgleich der Mehr-
fachzulassungs- und Mehrfachstudienmöglichkeiten sowie
Vermittlung von nichtbesetzten Studienplätzen.

Abschnitt 3

Zentrales Vergabeverfahren

Artikel 5

Aufgaben im Zentralen Vergabeverfahren

(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Auf-
gabe

1. Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen
in Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1
Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 und, soweit die Stiftung zuständig ist, nach Ar-
tikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben,

2. die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlver-
fahren nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3
und, soweit die Hochschulen zuständig sind, nach Artikel 9
Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen,

3. für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungs-
zahlen zu sorgen.
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(2) 1Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche
sowie für ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die
Deutschen gleichgestellt sind. 2Deutschen gleichgestellt sind
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige
und Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberech-
tigung besitzen. 3Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer
Personen mit Deutschen auf Grund zwischenstaatlicher
Vereinbarungen sind zu berücksichtigen.

Artikel 6

Kapazitätsermittlung und Festsetzung
von Zulassungszahlen

(1) 1Für die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen,
die in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, sind
Zulassungszahlen nach Artikel 12 Absatz 1 Nummer 8 und
nach Maßgabe des Landesrechts festzusetzen. 2Zulassungs-
zahl ist die Zahl der von der einzelnen Hochschule höchstens
aufzunehmenden Bewerberinnen und Bewerber in einem Stu-
diengang. 3Sie wird auf der Grundlage der jährlichen Aufnah-
mekapazität festgesetzt. 4Zulassungszahlen dürfen nur für
einen bestimmten Zeitraum, höchstens für die Dauer eines
Jahres, festgesetzt werden.

(2) 1Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass nach
Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben und unter Be-
rücksichtigung der räumlichen und fachspezifischen Gege-
benheiten eine erschöpfende Nutzung der Ausbildungskapa-
zität erreicht wird; die Qualität in Forschung und Lehre, die
geordnete Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschule, ins-
besondere in Forschung, Lehre und Studium sowie in der
Krankenversorgung, sind zu gewährleisten. 2Bei der Erpro-
bung neuer Studiengänge und -methoden, bei der Neuord-
nung von Studiengängen und Fachbereichen und beim Aus-
oder Aufbau der Hochschulen können Zulassungszahlen ab-
weichend von Satz 1 festgesetzt werden.

(3) 1Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der Grundla-
ge des Lehrangebots, des Ausbildungsaufwands und weiterer
kapazitätsbestimmender Kriterien ermittelt. 2Dem Lehrange-
bot liegen die Stellen für das hauptamtlich tätige wissen-
schaftliche Personal, soweit ihm Lehraufgaben übertragen
sind, die Lehraufträge und die dienstrechtlichen Lehrver-
pflichtungen zugrunde unter Berücksichtigung festgelegter
Reduzierungen, insbesondere im medizinischen Bereich für
Krankenversorgung und diagnostische Leistungen. 3Der Aus-
bildungsaufwand ist durch studiengangspezifische Normwerte
festzusetzen, die den Aufwand festlegen, der für die ord-
nungsgemäße Ausbildung einer oder eines Studierenden in
dem jeweiligen Studiengang erforderlich ist. 4Bei der Festset-
zung von Normwerten sind ausbildungsrechtliche Vorschrif-
ten sowie der Ausbildungsaufwand in gleichartigen und
vergleichbaren Studiengängen zu beachten. 5Die Normwerte
haben eine gleichmäßige und erschöpfende Auslastung der
Hochschulen zu gewährleisten; in diesem Rahmen sind die
Hochschulen bei der Gestaltung von Lehre und Studium frei.
6Die Normwerte werden durch Rechtsverordnung nach Arti-
kel 12 festgesetzt. 7Weitere kapazitätsbestimmende Kriterien
sind insbesondere die räumlichen und sächlichen Gegeben-
heiten, zusätzliche Belastungen auf Grund der bisherigen Ent-
wicklung der Studienanfängerzahl und der Zahl der Studie-
renden, die Ausstattung mit nichtwissenschaftlichem Perso-
nal, das Verbleibeverhalten der Studierenden (Schwund) und
die besonderen Gegebenheiten in den medizinischen Studien-
gängen, insbesondere eine ausreichende Zahl von für die Lehre
geeigneten Patientinnen und Patienten.

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt die
Hochschule der zuständigen Landesbehörde einen Bericht mit
ihren Kapazitätsberechnungen vor.

(5) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität gemäß Ab-
satz 3 bleiben Maßnahmen zum Ausgleich zusätzlicher Bela-
stungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der Studien-
anfängerzahl und der Zahl der Studierenden unberücksich-
tigt; sie sind gesondert auszuweisen.

Artikel 7

Einbeziehung von Studiengängen

1Die Studiengänge Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin
und Pharmazie sind in das Zentrale Vergabeverfahren einbe-
zogen, solange für alle den jeweiligen Studiengang anbieten-
den Hochschulen Zulassungszahlen festgesetzt sind und zu
erwarten ist, dass die Bewerberzahl die Gesamtzahl der zur
Verfügung stehenden Studienplätze übersteigt. 2Weitere Stu-
diengänge können unter den Voraussetzungen des Satzes 1
einbezogen werden, soweit nicht wegen der Art der Zugangs-
voraussetzungen den Hochschulen die Entscheidung vorbe-
halten wird. 3Das Gleiche gilt, wenn aus anderen Gründen
eine zentrale Vergabe der Studienplätze sinnvoll ist. 4Die Ein-
beziehung eines Studiengangs ist aufzuheben, wenn die Vor-
aussetzungen dafür entfallen sind oder ein Bedarf für eine
zentrale Vergabe der Studienplätze nicht mehr besteht.

Artikel 8

Auswahlverfahren

(1) 1Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber richtet
sich nach den Artikeln 9 und 10 sowie nach den Bestimmun-
gen dieses Artikels. 2Ein Zulassungsantrag nach Artikel 2 Ab-
satz 2 ermöglicht im Verfahren nach Artikel 2 Absatz 1 Num-
mer 2 Bewerbungen an allen Studienorten eines Studien-
gangs; dieser Zulassungsantrag zählt als ein Antrag im Sinne
von Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1. 3Unbeschadet der
Regelungen in Artikel 10 Absatz 6 Halbsatz 2 kann die Teil-
nahme in den Verfahren nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1
Nummern 2 und 3 durch Rechtsverordnung nach Artikel 12
je Studiengang beschränkt werden; die Teilnahmemöglichkeit
an sechs Hochschulen darf nicht unterschritten werden.

(2) Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden
Umständen daran gehindert gewesen zu sein, einen für die
Berücksichtigung bei der Auswahl nach dem Ergebnis der
Hochschulzugangsberechtigung (Artikel 10 Absatz 1 Satz 1
Nummern 1 und 3) besseren Wert zu erreichen, wird mit dem
nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Studienplätze in
diesen Quoten beteiligt.

(3) 1Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nach-
teile entstehen

1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12a des
Grundgesetzes und der Übernahme solcher Dienstpflich-
ten und entsprechender Dienstleistungen auf Zeit bis zur
Dauer von drei Jahren,

2. aus der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes als
besonderes staatsbürgerliches Engagement nach dem
Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2387), in der je-
weils geltenden Fassung,

3. aus der Ableistung eines Bundesfreiwilligendienstes nach
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28. April 2011
(BGBl. I S. 687), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Ok-
tober 2015 (BGBl. I S. 1722), in der jeweils geltenden Fas-
sung,

4. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshel-
fer-Gesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), in
der jeweils geltenden Fassung,

5. aus der Ableistung eines Jugendfreiwilligendienstes im Sinne
des Jugendfreiwilligendienstegesetzes vom 16. Mai 2008
(BGBI. I S. 842), geändert durch Gesetz vom 20. Dezember
2011 (BGBl. I S. 2854), in der jeweils geltenden Fassung
oder im Rahmen eines von der Bundesregierung geförder-
ten Modellprojektes, 

6. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jah-
ren oder einer pflegebedürftigen Person aus dem Kreis der
sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von drei Jahren.
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2Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 werden nach Maß-
gabe einer Rechtsverordnung nach Artikel 12 aufgrund eines
früheren Zulassungsanspruchs vor der Auswahl der Bewerbe-
rinnen und Bewerber nach Artikel 9 und 10 zugelassen.
3Sofern mehr Bewerberinnen und Bewerber nach Satz 1 zuzu-
lassen sind als Plätze zur Verfügung stehen, entscheidet das
Los. 4Stehen nach Zulassung der Bewerberinnen und Bewer-
ber nach Satz 1 nicht genügend Plätze für alle Quoten nach
Artikel 9 Absatz 1 zur Verfügung, werden die Plätze in der
Reihenfolge des Artikels 9 Absatz 1 vergeben.

(4) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollen-
det hat, wird an einem Auswahlverfahren nur beteiligt, wenn
für das beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der per-
sönlichen Situation schwerwiegende wissenschaftliche oder
berufliche Gründe sprechen.

(5) Studienplätze nach Artikel 11 Absatz 3, bei denen die
Zulassung auf den ersten Teil des Studiengangs beschränkt
ist, weil das Weiterstudium an einer deutschen Hochschule
nicht gewährleistet ist, können auch durch das Los vergeben
werden.

Artikel 9

Vorabquoten

(1) 1In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der
zur Verfügung stehenden Studienplätze vorzubehalten für:

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des
Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeu-
ten würde,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entspre-
chender Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in
Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie
nicht Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in
einem anderen Studiengang abgeschlossen haben (Bewer-
berinnen und Bewerber für ein Zweitstudium).

2Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der
Kapazität nach Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bil-
dung Qualifizierte, die über keine sonstige Studienberechtigung
verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote nicht gebildet,
erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10.

(2) 1Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze
je Studienort gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein
Studienplatz zur Verfügung zu stellen. 2Daneben kann be-
stimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für die Be-
werbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an
der Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht
größer sein darf als der Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe
an der Bewerbergesamtzahl. 3Nicht in Anspruch genommene
Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden nach Ar-
tikel 10 Absatz 1 vergeben.

(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere,
vor allem soziale und familiäre Gründe in der Person der Be-
werberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des Stu-
diums zwingend erfordern.

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 werden nach den Prüfungsergebnissen des Erststu-
diums und nach den für die Bewerbung für ein weiteres Stu-
dium maßgeblichen Gründen ausgewählt.

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 wer-
den nach Maßgabe des Landesrechts nach dem Grad der Eig-
nung für den gewählten Studiengang und die sich typischer-
weise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt.

(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4
und Satz 2 unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Arti-
kel 10 zugelassen werden; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt
unberührt.

(7) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1,
2 und 4 sowie Satz 2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausge-
wählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1
angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können durch Rechts-
verordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen wer-
den. 2Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das
Los.

Artikel 10

Hauptquoten

(1) 1Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Stu-
dienplätze nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 ver-
bleibenden Studienplätze an jeder Hochschule nach folgen-
den Grundsätzen vergeben:

1. zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der
Hochschulzugangsberechtigung,

2. zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis
eines Auswahlverfahrens nach Absatz 2,

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis ei-
nes Auswahlverfahrens nach Absatz 3.

2Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnitts-
noten innerhalb eines Landes und im Verhältnis der Länder
untereinander hinsichtlich der jeweiligen Anforderungen und
Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 3Solange deren
annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder unter-
einander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender
Ausgleich bei der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber
auf Basis von Prozentrangverfahren und unter Bildung von
Landesquoten. 4Die Quote eines Landes bemisst sich zu einem
Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberin-
nen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studi-
engänge (Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem
Anteil an der Gesamtzahl der Achtzehn- bis unter Einund-
zwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder Berlin,
Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden
Quoten um dreißig Prozent erhöht. 5Bei der Berechnung des
Bewerberanteils werden nur Personen berücksichtigt, die eine
Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die von allen Län-
dern gegenseitig anerkannt ist.

(2) 1In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt
die jeweilige Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des
Landesrechts insbesondere

1. nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneig-
nungstests,

2. nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündli-
cher Verfahren, die von der Hochschule mit den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern durchgeführt werden, um Auf-
schluss über deren Eignung für das gewählte Studium und
den angestrebten Beruf zu erhalten,

3. nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder
Berufstätigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf,
die über die fachspezifische Eignung Auskunft gibt,

4. nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten,
außerschulischen Leistungen oder außerschulischen Qua-
lifikationen, die über die fachspezifische Eignung Aus-
kunft geben.

2Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren
Einzelnoten werden nicht berücksichtigt. 3Durch Landesrecht
kann der Kriterienkatalog nach Satz 1 eingeschränkt werden.

(3) 1In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt
die jeweilige Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des
jeweiligen Landesrechts insbesondere

1. nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechti-
gung:

a) Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das
gewählte Studium (Note und Punkte),

b) gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberech-
tigung, die über die fachspezifische Eignung Auskunft
geben;
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2. nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangs-
berechtigung:

a) Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests,

b) Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher
Verfahren, die von der Hochschule mit den Bewerbe-
rinnen und Bewerbern durchgeführt werden, um Auf-
schluss über deren Eignung für das gewählte Studium
und den angestrebten Beruf zu erhalten,

c) Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Be-
rufstätigkeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf,
die über die fachspezifische Eignung Auskunft gibt,

d) besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außer-
schulische Leistungen oder außerschulische Qualifika-
tionen, die über die fachspezifische Eignung Auskunft
geben.

2In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 min-
destens ein schulnotenunabhängiges Kriterium einzubezie-
hen; im Studiengang Medizin ist zusätzlich mindestens ein
weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu berücksichti-
gen. 3Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist
erheblich zu gewichten. 4In die Auswahlentscheidung fließt
mindestens ein fachspezifischer Studieneignungstest nach
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein.

(4) 1Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder
festsetzen. 2Im Umfang von bis zu 15 Prozent der Quote nach
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht abweichend
von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in ei-
ner Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Krite-
rien ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder
ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 verwendet
werden.

(5) 1Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in
standardisierter, strukturierter und qualitätsgesicherter Weise
transparent anzuwenden. 2Sie müssen in ihrer Gesamtheit
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und
die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ge-
währleisten. 3Wird ein Kriterium als einziges Kriterium ver-
wendet, muss es eine hinreichende Vorhersagekraft für den
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden be-
ruflichen Tätigkeiten haben.

(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Aus-
wahlverfahren nach den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe
des jeweiligen Landesrechts begrenzt werden; eine Voraus-
wahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur für einen hin-
reichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3
zu vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung auf-
wändiger individualisierter Auswahlverfahren erfolgen.

(7) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1
Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Perso-
nenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört. 2Besteht da-
nach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 3In den Fällen
des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung
durch das jeweilige Landesrecht.

(8) 1Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist
zunächst die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die
Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und danach die Quote
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. 2Durch Rechts-
verordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1
Nummern 2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt
werden. 3Bewerberinnen und Bewerber, die in einer der Quo-
ten ein Zulassungsangebot angenommen haben oder eine Zu-
lassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an
weiteren Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen.

(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den
Quoten nach Absatz 1 werden anteilig in den übrigen Quoten
des Absatzes 1 vergeben.

Artikel 11

Verfahrensvorschriften

(1) 1In den Fällen des Artikels 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3
und des Artikels 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 wer-
den Zulassungen, Zulassungsangebote und Bescheide von der
Hochschule erlassen. 2Ein Widerspruchsverfahren gegen Be-
scheide der Hochschulen findet nicht statt.

(2) Die Stiftung ermittelt in den Quoten nach Artikel 9 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4, Artikel 10 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 sowie in den Fällen des Artikels 8 Absatz 5 auf
Grund der Bewerbungsunterlagen nach den jeweiligen Zulas-
sungsbestimmungen, für welchen Zulassungsantrag eine Zu-
lassung oder ein Zulassungsangebot erfolgen kann und erlässt
den Zulassungsbescheid.

(3) Soweit an einer Hochschule für den ersten Teil eines
Studiengangs eine höhere Ausbildungskapazität als für späte-
re Teile dieses Studiengangs besteht, wird der Zulassungsbe-
scheid auf den ersten Teil des Studiengangs beschränkt.

(4) Die Hochschule ist verpflichtet, die von der Stiftung Zu-
gelassenen einzuschreiben, wenn die übrigen Einschreibvor-
aussetzungen vorliegen.

(5) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der Stif-
tung findet nicht statt.

(6) 1Beruht der Zulassungsbescheid der Hochschule oder
der Stiftung auf falschen Angaben im Zulassungsantrag, wird
er zurückgenommen; ist der Zulassungsbescheid sonst fehler-
haft, kann er zurückgenommen werden. 2Nach Ablauf eines
Jahres ist die Rücknahme des Zulassungsbescheides durch die
Stiftung ausgeschlossen.

(7) Die Stiftung ist nach Maßgabe der Rechtsverordnungen
nach Artikel 12 berechtigt, Versicherungen an Eides statt zu
verlangen und abzunehmen.

Abschnitt 4

Verordnungsermächtigung, Beschlussfassung,
Staatlich anerkannte Hochschulen

Artikel 12

Verordnungsermächtigung

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen die
Einzelheiten des Verfahrens und der dabei anzuwendenden
inhaltlichen Kriterien, insbesondere:

1. die Auswahlkriterien (Artikel 8 und 9 sowie Artikel 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1),

2. das Nähere zu Verfahren und Methoden der Herstellung
einer annähernden Vergleichbarkeit der Abiturdurch-
schnittsnoten (Artikel 10 Absatz 1 Satz 3),

3. die Quoten nach Artikel 9 Absatz 1, insbesondere auch in
Bezug auf den Erlass von Zulassungen, Zulassungsange-
boten und Bescheiden in der Quote nach Artikel 9 Ab-
satz 1 Satz 2,

4. im Fall des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 2 den Ablauf des
Bewerbungsverfahrens, insbesondere die Fälle, in denen
Bewerbungen an die Stiftung zu richten sind, einschließ-
lich der Fristen; dabei kann die Verpflichtung zur elektro-
nischen Antragstellung und ein elektronischer Bescheid-
versand vorgesehen werden,

5. im Fall des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 2 den Ablauf des
Vergabeverfahrens sowie die Vergabe nicht in Anspruch
genommener oder aus anderen Gründen frei gebliebener
Plätze auch an Bewerberinnen und Bewerber, die die
Fristen versäumt haben,

6. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 8 Absatz 5,

7. die Normwerte sowie die Kapazitätsermittlung nach Arti-
kel 6,
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8. die Festsetzung von Zulassungszahlen nach Artikel 6, so-
weit das Landesrecht dafür keine andere Rechtsform vor-
sieht,

9. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen nach Artikel 5
Absatz 2 Satz 3,

10. die Einzelheiten zur Durchführung des Dialogorientier-
ten Serviceverfahrens nach Artikel 2 Absatz 2. 

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Absatz 1 müs-
sen übereinstimmen, soweit dies für eine zentrale Vergabe der
Studienplätze und für den Abgleich von Mehrfachzulassungs-
möglichkeiten und -studienmöglichkeiten im Dialogorientier-
ten Serviceverfahren notwendig ist.

Artikel 13

Beschlussfassung

(1) Die Stiftung beschließt über

1. Vorschläge für die von den Ländern zu erlassenden Rechts-
verordnungen (Artikel 12), 

2. die Einbeziehung von Studiengängen in das Zentrale Ver-
gabeverfahren (Artikel 7 Sätze 2 und 3),

3. die Aufhebung der Einbeziehung (Artikel 7 Satz 4).

(2) 1In diesen Angelegenheiten ist das Entscheidungsorgan
der Stiftung beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der
Vertreterinnen und Vertreter der Länder anwesend ist. 2Ein
Land kann die Vertreterin oder den Vertreter eines anderen
Landes zur Ausübung des Stimmrechts ermächtigen.

(3) Für Beschlüsse nach Absatz 1 ist eine Mehrheit von drei
Vierteln der Stimmen der Ländervertreterinnen und Länder-
vertreter erforderlich. 

Artikel 14

Staatlich anerkannte Hochschulen

1Staatlich anerkannte Hochschulen können auf Antrag des
Landes mit Zustimmung des Trägers in das Zentrale Vergabe-
verfahren einbezogen werden. 2Die Entscheidung trifft die
Stiftung.

Abschnitt 5

Finanzierung, Ordnungswidrigkeiten,
Übergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 15

Finanzierung

(1) 1Zur Finanzierung der Aufgaben nach Artikel 2 Absatz 1
Nummer 1 einschließlich der insoweit anteiligen Finanzie-
rung für die Durchführung des Dialogorientierten Servicever-
fahrens erhebt die Stiftung von allen Hochschulen Beiträge;
ausgenommen sind Hochschulen, die ausschließlich künstle-
rische Studiengänge, duale Studiengänge oder Fernstudien-
gänge anbieten, soweit diese Hochschulen nicht die Teil-
nahme am Verfahren erklären. 2Die Höhe und Fälligkeit der
Beiträge legt die Stiftung in einer Beitragsordnung fest.

(2) 1Zur Durchführung der Aufgaben nach Artikel 2 Absatz 1
Nummer 2 verpflichten sich die Länder, der Stiftung die erfor-
derlichen Mittel einschließlich der insoweit anteiligen Finan-
zierung für die Durchführung des Dialogorientierten Service-
verfahrens als Zuschuss zur Verfügung zu stellen. 2Der Betrag
wird von den Ländern nach dem Königsteiner Schlüssel in
der jeweils geltenden Fassung aufgebracht. 3Der Wirtschafts-
plan der Stiftung bedarf der Zustimmung der Finanzminister-
konferenz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln. 4Die Anteils-
beträge der Länder werden im Laufe eines jeden Haushaltsjah-
res in zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und zum 1. Juli nach
den Ansätzen des Wirtschaftsplans fällig. 5Über- und Minder-

zahlungen gegenüber dem sich nach der Jahresrechnung erge-
benden Finanzbedarf werden bei dem zweiten Teilbetrag des
folgenden Haushaltsjahres ausgeglichen.

Artikel 16

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewerbung ge-
genüber der Stiftung vorsätzlich oder fahrlässig falsche Anga-
ben über die für die Vergabe der Studienplätze maßgeblichen
Daten macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünftausend Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist
die Stiftung.

Artikel 17

Auflösung der Zentralstelle

(1) 1Mit der Errichtung der Stiftung ist die gemäß Artikel 1
Absatz 1 des Staatsvertrages über die Vergabe von Studien-
plätzen vom 20. Oktober 1972 errichtete Zentralstelle für die
Vergabe von Studienplätzen (im Folgenden: Zentralstelle) auf-
gelöst worden. 2Aufgaben, Rechte und Verbindlichkeiten der
Zentralstelle sind auf die Stiftung übergegangen. 3Die Plan-
stellen der Zentralstelle verbleiben bis zu ihrem Freiwerden
als Planstellen ohne Besoldungsaufwand im Haushalt des
Sitzlandes, das die darauf geführten Beamtinnen und Beam-
ten zur Tätigkeit bei der Stiftung zuweist. 4Die Einzelheiten
regelt das Errichtungsgesetz.

(2) Die Stiftung erstattet im Rahmen des jährlichen Wirt-
schaftsplans die Kosten für bereits vorhandene und zukünfti-
ge Versorgungsempfänger.

Artikel 18

Übergangsregelungen

(1) 1In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020
bis einschließlich Wintersemester 2021/2022 in den Studien-
gängen Medizin, Zahnmedizin und Tiermedizin wird im Aus-
wahlverfahren nach Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 für
die Bildung der Ranglisten als ein Kriterium zusätzlich die
Dauer der Zeit seit dem Erwerb der für den gewählten Studi-
engang einschlägigen Hochschulzugangsberechtigung (Warte-
zeit) nach folgenden Maßgaben berücksichtigt:

1. In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020 und
zum Wintersemester 2020/2021 wird eine Wartezeit von
15 Semestern und mehr neben Kriterien nach Artikel 10
Absatz 2 Satz 1 mit 45 Prozent gewichtet.

2. In den Vergabeverfahren zum Sommersemester 2021 und
zum Wintersemester 2021/2022 wird eine Wartezeit von
15 Semestern und mehr neben Kriterien nach Artikel 10
Absatz 2 Satz 1 mit 30 Prozent gewichtet.

3. In den Nummern 1 und 2 nimmt die Gewichtung bei einer
Wartezeit von weniger als 15 Semestern linear ab.

4. Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Um-
ständen daran gehindert gewesen zu sein, einen für die Be-
rücksichtigung der Wartezeit besseren Wert zu erreichen,
wird mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der
Studienplätze beteiligt.

2Zeiten eines Studiums an einer deutschen Hochschule wer-
den auf die Wartezeit nach Satz 1 nicht angerechnet; davon
ausgenommen sind Zeiten eines Studiums aufgrund einer Zu-
lassung nach Artikel 11 Absatz 3. 3Bei Ranggleichheit gilt Ar-
tikel 10 Absatz 7 Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(2) 1Für die Zeit, in der die technischen Voraussetzungen
für die Anwendung der Kriterien und Verfahrensgrundsätze
nach Artikeln 9 und 10 nicht im vollen Umfang gegeben sind,
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gelten zur Gewährleistung der effizienten und rechtssicheren
Durchführung der Zulassungsverfahren folgende Regelungen:

1. Die Länder können durch Rechtsverordnung Einschrän-
kungen bei der Anwendung von Kriterien nach Artikeln 9
und 10 Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 6 festlegen.

2. Abweichend von Artikel 10 Absatz 7 Satz 3 können die
Länder durch Rechtsverordnung regeln, dass bei Rang-
gleichheit die Auswahl nach den Kriterien in Artikel 10
Absatz 7 Sätze 1 und 2 auch für die Verfahren nach Arti-
kel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt.

2Die Länder legen in den Rechtsverordnungen die Dauer der
Einschränkungen nach Nummer 1 und der Abweichungen
nach Nummer 2 fest.

(3) 1Für den Studiengang Pharmazie können die Länder
durch Rechtsverordnung von der Anwendung des Artikels 10
Absatz 3 Sätze 3 und 4 absehen. 2Für Verfahren nach Artikel 10
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 können sie durch Rechtsverord-
nung festlegen, dass Studienplätze nach den Regelungen des
Artikels 10 Absatz 3 unter Anwendung von Satz 1 vergeben
werden. 3Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bleibt unberührt.

Artikel 19

Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Tag des Monats in Kraft,
der auf den Monat folgt, in dem die letzte Ratifikationsurkun-
de bei der Staatskanzlei des Sitzlandes der Stiftung hinterlegt

ist. 2Er findet erstmals auf das nach seinem Inkrafttreten un-
mittelbar nachfolgende Vergabeverfahren, frühestens jedoch
auf das Vergabeverfahren zum Sommersemester 2020, An-
wendung. 3Der Staatsvertrag über die Errichtung einer ge-
meinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni
2008 tritt mit Abschluss des Vergabeverfahrens außer Kraft,
das dem Vergabeverfahren nach Satz 2 vorangeht.

(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch schrift-
liche Erklärung gegenüber den übrigen vertragschließenden
Ländern zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von
einem Jahr gekündigt werden.

(3) 1Nach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrages ist die
Stiftung aufzulösen. 2Bedienstete, die nach Auflösung der
Zentralstelle der Stiftung zugewiesen oder von dieser über-
nommen wurden und die nicht durch Kündigung entlassen
werden können, sind nach Möglichkeit von den Ländern in
geeignete Verwaltungsbereiche zu übernehmen. 3Die Vor-
schriften des Sitzlandes über die beamtenrechtlichen Folgen
bei Auflösung von Behörden bleiben unberührt. 4Die Länder
sind verpflichtet, dem Sitzland alle in Ausführung dieses
Staatsvertrages entstehenden Aufwendungen für Verpflich-
tungen, die über das Ende dieses Staatsvertrages hinaus be-
stehen bleiben, anteilig nach Maßgabe des Königsteiner
Schlüssels zu erstatten. 5Über die Verwendung des von der
Stiftung von der Zentralstelle übernommenen Vermögens be-
schließen die Kultusministerkonferenz und die Finanzminis-
terkonferenz der Länder mit einer Mehrheit von jeweils zwei
Dritteln der Stimmen.

Für das Land Baden-Württemberg
Stuttgart, den 04.04.2019 Winfried K r e t s c h m a n n

Für das Land Bayern
Berlin, den 21.03.2019 Markus S ö d e r

Für das Land Berlin
Berlin, den 21.03.2019 Michael M ü l l e r

Für das Land Brandenburg
Berlin, den 21.03.2019 Dietmar W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 21.03.2019 Carsten S i e l i n g

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 21.03.2019 Peter T s c h e n t s c h e r

Für das Land Hessen
Wiesbaden, den 27.03.2019 Volker B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 21.03.2019 Manuela S c h w e s i g

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 21.03.2019 Stephan W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 21.03.2019 Armin L a s c h e t

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 21.03.2019 Malu D r e y e r

Für das Saarland
Berlin, den 21.03.2019 Tobias H a n s

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 21.03.2019 Michael K r e t s c h m e r

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 21.03.2019 Reiner H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein
Berlin, den 21.03.2019 Daniel G ü n t h e r

Für das Land Thüringen
Berlin, den 21.03.2019 Bodo R a m e l o w
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V e r o r d n u n g
über die Ausbildung und Prüfung

zur amtlichen Veterinärassistentin und 
zum amtlichen Veterinärassistenten

(APVO-VetAss)

Vom 5. November 2019

Aufgrund des § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Ausführungsgesetzes zum
Tiergesundheitsgesetz in der Fassung vom 23. Mai 2014 (Nds.
GVBl. S. 276), geändert durch Artikel 3 § 12 des Gesetzes vom
20. Mai 2019 (Nds. GVBl. S. 88), wird verordnet:

§ 1

Qualifikation für Tätigkeiten unter Aufsicht von 
Amtstierärztinnen und Amtstierärzten

Die erforderliche Qualifikation für die Wahrnehmung von
Aufgaben der Überwachung nach § 24 des Tiergesundheitsge-
setzes (TierGesG) unter der fachlichen Aufsicht einer Amtstier-
ärztin oder eines Amtstierarztes besitzt, wer 

1. die Abschlussprüfung nach dieser Verordnung oder ent-
sprechenden Rechtsvorschriften eines anderen Bundeslan-
des erfolgreich abgeschlossen hat,

2. eine gleichwertige Qualifikation im Ausland erworben hat
oder

3. am 31. Dezember 2019 mindestens zehn Jahre lang zur
Unterstützung von Amtstierärztinnen oder Amtstierärzten
tätig war.

§ 2

Ausbildungsziel
1Ziel der Ausbildung ist es, die Kenntnisse und Fertigkeiten

zu vermitteln, die erforderlich sind, um Aufgaben der Über-
wachung nach § 24 TierGesG unter der fachlichen Aufsicht
von Amtstierärztinnen und Amtstierärzten wahrnehmen zu
können. 2Dazu ist den Auszubildenden während der Ausbildung
Gelegenheit zu geben, künftige Aufgaben möglichst selbständig
wahrzunehmen.

§ 3

Zulassung zur Ausbildung

¹Zur Ausbildung kann von der Ausbildungsbehörde (§ 6
Abs. 1) zugelassen werden, wer

1. einen Hauptschulabschluss oder einen gleichwertigen Bil-
dungsabschluss oder einen höheren Schul- oder Bildungs-
abschluss besitzt,

2. das 18. Lebensjahr vollendet hat und

3. eine Ausbildung

a) zur Landwirtin oder zum Landwirt,

b) zur Tierwirtin oder zum Tierwirt,

c) zur oder zum Tiermedizinischen Fachangestellten,

d) zur Tierpflegerin oder zum Tierpfleger,

e) zur Veterinärmedizinisch-technischen Assistentin oder
zum Veterinärmedizinisch-technischen Assistenten oder

f) in einem Beruf, der einem in den Buchstaben a bis e ge-
nannten Beruf im Wesentlichen ähnlich ist,

mit Erfolg abgeschlossen hat.

²Zur Ausbildung kann auch zugelassen werden, wer minde-
stens drei Jahre lang in der amtlichen Lebensmittelüberwa-
chung, in der Veterinär- oder Landwirtschaftsverwaltung oder
im Polizeidienst beschäftigt war.

§ 4

Dauer, Gliederung und Inhalt der Ausbildung

(1) Die Ausbildung dauert zwölf Monate und gliedert sich in

1. einen berufspraktischen Abschnitt mit einer Dauer von neun
Monaten bei einer unteren Veterinärbehörde,

2. einen fachtheoretischen Abschnitt mit einer Dauer von
300 Unterrichtsstunden innerhalb von zweieinhalb Mona-
ten beim Landesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit und

3. einen Prüfungsabschnitt mit einer Dauer von einem halben
Monat für die Prüfungsvorbereitung und die Durchfüh-
rung der Abschlussprüfung.

(2) 1Die Auszubildenden werden in der Ausbildung in die
wesentlichen Aufgaben der Überwachung nach § 24 TierGesG
und in die anzuwendenden Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten eingeführt. 2Die Ausbildungsinhalte des berufspraktischen
Abschnitts und des fachtheoretischen Abschnitts sowie die
Verteilung der 300 Unterrichtsstunden des fachtheoretischen
Abschnitts auf die Ausbildungsinhalte ergeben sich aus dem
Ausbildungsrahmenplan (Anlage).

(3) Auf Antrag der oder des Auszubildenden kann die Aus-
bildungsbehörde (§ 6 Abs. 1) Zeiten einer Tätigkeit in der amt-
lichen Lebensmittelüberwachung, in der Veterinär- oder
Landwirtschaftsverwaltung oder im Polizeidienst bis zu einer
Dauer von insgesamt sechs Monaten auf die Dauer des berufs-
praktischen Abschnitts anrechnen.

§ 5

Vorzeitige Beendigung der Ausbildung

(1) Die Ausbildungsbehörde beendet die Ausbildung vorzeitig,
wenn 

1. die Gesamtleistung der oder des Auszubildenden im be-
rufspraktischen Abschnitt mit „mangelhaft (5)“ oder „unge-
nügend (6)“ bewertet worden ist oder

2. die oder der Auszubildende im fachtheoretischen Abschnitt
mehr als 60 Unterrichtsstunden versäumt hat.

(2) 1Nach einer vorzeitigen Beendigung der Ausbildung kann
die Ausbildung neu begonnen werden. 2Im Fall des Absatzes 1
Nr. 1 entscheidet die Ausbildungsbehörde, ob Teile des berufs-
praktischen Abschnitts auf die neu begonnene Ausbildung
angerechnet werden. 3Im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 braucht der
berufspraktische Abschnitt nicht erneut abgeleistet zu werden.
4Teile des fachtheoretischen Abschnitts werden nicht ange-
rechnet.

§ 6

Ausbildungsbehörde

(1) Ausbildungsbehörde ist die untere Veterinärbehörde, bei
der der berufspraktische Abschnitt abgeleistet wird.

(2) ¹Die Ausbildungsbehörde erstellt im Einvernehmen mit
dem Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit für jede Auszubildende und jeden Auszubildenden einen
Ausbildungsplan, in dem auch festgelegt wird, ob der fach-
theoretische Abschnitt vor dem, nach dem oder innerhalb des
berufspraktischen Abschnitts stattfindet. 2Die Ausbildungsbe-
hörde bestellt eine Ausbildungsleiterin oder einen Ausbildungs-
leiter, die oder der für die Durchführung der Ausbildung
verantwortlich ist und die Ausbildung überwacht.

§ 7

Bewertung der Leistungen

Die Gesamtleistung im berufspraktischen Abschnitt und die
Prüfungsleistungen sind mit folgenden Noten und Punkten zu
bewerten:
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sehr gut (1) 15 und 14 Punkte=eine den Anforderungen 
in besonderem Maße 
entsprechende Leistung,

gut (2) 13 bis 11 Punkte=eine den Anforderungen 
voll entsprechende Leis-
tung,

befriedigend (3) 10 bis 8 Punkte=eine den Anforderungen 
im Allgemeinen
entsprechende Leistung,

ausreichend (4) 7 bis 5 Punkte=eine Leistung, die zwar 
Mängel aufweist, aber 
im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht,

mangelhaft (5) 4 bis 2 Punkte=eine Leistung, die den 
Anforderungen nicht 
entspricht, jedoch er-
kennen lässt, dass die 
notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden 
sind und die Mängel in 
absehbarer Zeit behoben 
werden können,

ungenügend (6) 1 und 0 Punkte=eine Leistung, die den 
Anforderungen nicht 
entspricht und bei der 
selbst die Grundkennt-
nisse lückenhaft sind 
und die Mängel in ab-
sehbarer Zeit nicht be-
hoben werden können.

§ 8

Beurteilung der Leistungen 
im berufspraktischen Abschnitt

1Am Ende des berufspraktischen Abschnitts hat die Ausbil-
dungsbehörde eine Beurteilung über die Leistungen der oder
des Auszubildenden in dem Abschnitt zu erstellen. 2Die Ge-
samtleistung ist zu bewerten. 3Die Beurteilung ist mit der oder
dem Auszubildenden zu besprechen.

§ 9

Prüfungsbehörde

(1) Prüfungsbehörde für die Abschlussprüfung ist das Landes-
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit. 

(2) Entscheidungen und sonstige Maßnahmen, die die Ab-
schlussprüfung betreffen, werden von der Prüfungsbehörde ge-
troffen, soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist.

§ 10

Prüfungsausschuss

(1) Zur Abnahme der Abschlussprüfungen wird bei der Prü-
fungsbehörde ein Prüfungsausschuss eingerichtet.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus

1. einer beamteten Amtstierärztin oder einem beamteten Amts-
tierarzt der Prüfungsbehörde als Vorsitzender oder Vorsit-
zendem,

2. einer beamteten Amtstierärztin oder einem beamteten Amts-
tierarzt einer unteren Veterinärbehörde und

3. einer Beamtin oder einem Beamten mit der Befähigung für
die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung All-
gemeine Dienste für den allgemeinen Verwaltungsdienst,
die den Zugang zum ersten Einstiegsamt eröffnet oder eine
vergleichbare Arbeitnehmerin oder ein vergleichbarer Ar-
beitnehmer.

(3) 1Für jedes Mitglied des Prüfungsausschusses ist eine
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen. 2Die Mit-
glieder und die stellvertretenden Mitglieder werden von der
Prüfungsbehörde für drei Jahre bestellt. 3Die Mitglieder nach
Absatz 2 Nrn. 2 und 3 und deren Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter werden auf Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft
der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens bestellt.
4Wenn ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied verhin-
dert ist, kann für einen einzelnen Prüfungstermin ein weiteres
stellvertretendes Mitglied bestellt werden, für Mitglieder nach
Absatz 2 Nrn. 2 und 3 auch ohne Vorschlag nach Satz 3.

(4) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied
vor Ablauf der Amtszeit aus, so wird eine Ersatzperson nur für
die verbleibende Amtszeit bestellt.

§ 11

Teile der Abschlussprüfung, Prüfungsgebiete

1Die Abschlussprüfung besteht aus einer praktischen und
einer mündlichen Prüfung. 2Prüfungsgebiete der praktischen
Prüfung sind die in Abschnitt I der Anlage genannten Ausbil-
dungsinhalte. 3Prüfungsgebiete der mündlichen Prüfung sind
die in Abschnitt II der Anlage genannten Ausbildungsinhalte.

§ 12

Meldung zur Abschlussprüfung, Ladung

(1) Die Ausbildungsbehörde meldet die Auszubildende oder
den Auszubildenden spätestens sechs Wochen vor Ende der
Ausbildung bei der Prüfungsbehörde zur Abschlussprüfung.

(2) Die Prüfungsbehörde lädt den Prüfling schriftlich zur prak-
tischen und zur mündlichen Prüfung, wenn

1. die Gesamtleistung der oder des Auszubildenden im berufs-
praktischen Abschnitt mit mindestens „ausreichend (4)“
bewertet worden ist,

2. im fachtheoretischen Abschnitt weniger als 60 Unterrichts-
stunden versäumt wurden und

3. die Ausbildungsakte vorliegt.

§ 13

Praktische Prüfung

(1) 1Die praktische Prüfung besteht aus einer vom Prüfling
nach den Vorgaben und unter Aufsicht des Prüfungsausschus-
ses durchgeführten Betriebskontrolle und einem anschließend
darüber vom Prüfling angefertigten Bericht. 2Die Betriebs-
kontrolle soll etwa 60 Minuten dauern. 3Der Bericht ist unter
Anwendung der einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften unter Aufsicht einer oder eines Beschäftigten der
Prüfungsbehörde anzufertigen. 4Für das Anfertigen des Be-
richts stehen dem Prüfling 60 Minuten zur Verfügung.

(2) 1Der Prüfungsausschuss bewertet die Prüfungsleistung in
der praktischen Prüfung. 2Der Prüfungsausschuss entscheidet
mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 3Stimment-
haltung ist nicht zulässig. 4Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses teilt dem Prüfling die Bewertung mit.

(3) 1Sind die Leistungen in der praktischen Prüfung nicht mit
mindestens „ausreichend (4)“ bewertet worden, so wird die Ab-
schlussprüfung nicht fortgesetzt; die Abschlussprüfung ist nicht
bestanden. 2Hierüber erhält der Prüfling einen Bescheid.

§ 14

Mündliche Prüfung

(1) 1In der mündlichen Prüfung wird ein Prüfungsgespräch
geführt. 2Es findet als Gruppenprüfung mit höchstens drei Prüf-
lingen statt. 3Auf jeden Prüfling sollen 30 Minuten Prüfungs-
zeit entfallen. 
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(2) 1Der Prüfungsausschuss bewertet die Leistung in der
mündlichen Prüfung. 2Der Prüfungsausschuss entscheidet mit
der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 3Stimmenthaltung
ist nicht zulässig. 4Die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses teilt dem Prüfling die Bewertung mit.

(3) 1Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich. 2Die oder der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann zulassen, dass

1. Vertreterinnen und Vertreter von Personalvertretungen
der Ausbildungsbehörde und des Fachministeriums,

2. Personen, die sich in Ausbildung nach dieser Verordnung
befinden, sowie

3. andere Personen, an deren Anwesenheit ein dienstliches
Interesse besteht,

bei der mündlichen Prüfung, mit Ausnahme der Beratung
über die Bewertung, zuhören. 3Die in Satz 2 Nrn. 1 und 2 ge-
nannten Personen können nur zugelassen werden, wenn der
Prüfling nicht widerspricht.

§ 15

Ergebnis der Abschlussprüfung, Abschlussnote, 
Abschlusszeugnis

(1) 1Sind die Leistungen in der mündlichen Prüfung mit
mindestens „ausreichend (4)“ bewertet worden, so ist die Ab-
schlussprüfung bestanden. 2Die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses gibt dem Prüfling nach Abschluss der
mündlichen Prüfung bekannt, ob die Abschlussprüfung bestan-
den ist.

(2) Ist die Abschlussprüfung bestanden, so gibt die oder der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses auch die Abschlussnote
und die Punktzahl der Abschlussnote (Absatz 4 Sätze 2 und 3)
bekannt.

(3) Ist die Abschlussprüfung nicht bestanden, so erhält der
Prüfling hierüber einen Bescheid, in dem auch die Bewertun-
gen für die praktische Prüfung und für die mündliche Prüfung
anzugeben sind.

(4) 1Zur Ermittlung der Abschlussnote wird der Mittelwert
der Punktzahl der Bewertung für den berufspraktischen Ab-
schnitt, der Punktzahl der Bewertung für die praktische Prü-
fung und der Punktzahl der Bewertung für die mündliche
Prüfung errechnet, wobei die Punktzahl der Bewertung für
den berufspraktischen Abschnitt mit 30 Prozent, die Punkt-
zahl der Bewertung für die praktische Prüfung mit 40 Prozent
und die Punktzahl der Bewertung für die mündliche Prüfung
mit 30 Prozent berücksichtigt werden. 2Der Mittelwert (Punkt-
zahl der Abschlussnote) wird auf zwei Dezimalstellen ohne
Rundung berechnet. 3Er wird einer Note (Abschlussnote) wie
folgt zugeordnet:

15,00 bis 14,00 Punkte sehr gut (1),

13,99 bis 11,00 Punkte gut (2),

10,99 bis 8,00 Punkte befriedigend (3),

7,99 bis 5,00 Punkte ausreichend (4).

(5) Wer die Abschlussprüfung bestanden hat, erhält von der
Prüfungsbehörde ein Abschlusszeugnis mit der Abschlussnote
und der Punktzahl der Abschlussnote.

§ 16

Niederschrift

1Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses fertigt
eine Niederschrift über den Ablauf und den wesentlichen In-
halt der praktischen Prüfung und der mündlichen Prüfung,
die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses und die Be-
wertung für die praktische und für die mündliche Prüfung. 2In
die Niederschrift ist auch aufzunehmen, ob die Abschlussprü-
fung bestanden wurde. 3In die Niederschrift über die mündliche
Prüfung ist bei Bestehen der Abschlussprüfung zudem aufzu-

nehmen, wie die Abschlussnote und die Punktzahl der Ab-
schlussnote lauten.

§ 17

Wiederholung der Abschlussprüfung

(1) 1Wer die Abschlussprüfung nicht bestanden hat, kann sie
zweimal wiederholen. 2Sind die Leistungen in der praktischen
Prüfung mit mindestens „ausreichend (4)“ bewertet worden,
so wird die praktische Prüfung auf die Wiederholungsprüfung
angerechnet.

(2) Den Zeitpunkt der Wiederholungsprüfung sowie Inhalt
und Gestaltung der weiteren Ausbildung legt die oder der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses im Benehmen mit der Aus-
bildungsbehörde und der Prüfungsbehörde fest.

§ 18

Verhinderung, Versäumnis

(1) 1Ist der Prüfling durch Krankheit oder einen sonstigen
von ihm nicht zu vertretenden Grund an der Ablegung der
Prüfung oder der Erbringung einer Prüfungsleistung gehin-
dert, so hat er dies der Prüfungsbehörde unverzüglich mitzu-
teilen und bei Erkrankung durch ein ärztliches Zeugnis, im
Übrigen in sonst geeigneter Weise unverzüglich nachzuweisen.
2Die Prüfungsbehörde kann die Vorlage eines amtsärztlichen
Zeugnisses verlangen. 3Sie stellt fest, ob eine vom Prüfling nicht
zu vertretende Verhinderung vorliegt. 4Liegt eine vom Prüfling
nicht zu vertretende Verhinderung vor, so gilt eine nicht abge-
schlossene Prüfungsleistung als nicht unternommen.

(2) Erbringt ein Prüfling eine Prüfungsleistung ohne Vorlie-
gen eines Grundes nach Absatz 1 nicht oder nicht rechtzeitig, so
gilt die Prüfungsleistung als mit „ungenügend (6)“ — 0 Punkte —
bewertet.

§ 19

Täuschung, ordnungswidriges Verhalten

(1) 1Versucht ein Prüfling, das Ergebnis der Prüfung durch
Täuschung zu beeinflussen, oder verstößt er erheblich gegen
die Ordnung, so wird die betroffene Prüfungsleistung in der
Regel mit „ungenügend (6)“ — 0 Punkte — bewertet. 2In leich-
ten Fällen kann die Wiederholung der Prüfungsleistung aufge-
geben oder von Maßnahmen abgesehen werden. 3Über das
Vorliegen und die Folgen eines Täuschungsversuchs oder eines
erheblichen Ordnungsverstoßes entscheidet die Prüfungsbe-
hörde.

(2) Wird der Prüfungsbehörde eine Täuschung erst nach Er-
teilung des Abschlusszeugnisses bekannt, so kann sie die Ab-
schlussprüfung nur innerhalb von drei Jahren nach Bekannt-
gabe des Ergebnisses der Abschlussprüfung für nicht bestanden
erklären.

§ 20

Bezeichnung

(1) Wer die Abschlussprüfung bestanden hat, ist berechtigt,
die Bezeichnung „amtliche Veterinärassistentin“ oder „amtlicher
Veterinärassistent“ zu führen.

(2) 1Die Berechtigung nach Absatz 1 hat auch, wer am 31. De-
zember 2019 mindestens zehn Jahre lang zur Unterstützung
von Amtstierärztinnen oder Amtstierärzten tätig war. 2Die
Prüfungsbehörde stellt auf Antrag hierüber einen Nachweis aus.

§ 21

Einsichtnahme in die Prüfungsakte

Der Prüfling kann seine Prüfungsakte innerhalb eines Jahres
nach Bekanntgabe des Bestehens oder Nichtbestehens der Ab-
schlussprüfung einsehen.
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§ 22

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Hannover, den 5. November 2019

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

O t t e - K i n a s t

Ministerin
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Anlage
(zu § 4 Abs. 2 Satz 2 und § 11 Sätze 2 und 3)

I. Ausbildungsinhalte des berufspraktischen Abschnitts

1. Mitwirkung bei der Kontrolle von Betrieben, insbesondere
auf die Einhaltung der für die Tiergesundheit relevanten
Bestimmungen einschließlich der Bestimmungen des Tier-
schutzrechts, des Rechts der tierischen Nebenprodukte und
des Tierarzneimittelrechts (z. B. Hygienevorschriften, Hal-
tungs- und Kennzeichnungsvorschriften, Cross-Compliance);

2. selbständige Kontrolle von Tierhaltungen;

3. selbständige Entnahme von Proben in tierhaltenden Betrie-
ben;

4. selbständige Erfassung und Prüfung von überwachungsre-
levanten Informationen und Unterlagen;

5. selbständige Anwendung der fachspezifischen elektronischen
Datenverarbeitungsprogramme;

6. Anfertigung von Niederschriften;

7. Arbeitsweise des Landesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (z. B. als Untersuchungsamt) und von
Betrieben, die für die Tätigkeit relevant sind (z. B. Schlacht-
hof, Tierkörperbeseitigungsanstalt).

II. Ausbildungsinhalte des fachtheoretischen Abschnitts und
Verteilung der 300 Unterrichtsstunden des fachtheoreti-
schen Abschnitts auf die Ausbildungsinhalte

1. Grundzüge des allgemeinen Verwaltungsrechts, Grundzüge
des Aufbaus und der Handlungsformen der Verwaltung,
Grundzüge des Qualitätsmanagements (40 Unterrichtsstun-
den);

2. Grundzüge des Tiergesundheitsrechts, des Tierschutzrechts,
des Tierarzneimittelrechts, des Lebensmittel- und Futter-
mittelrechts sowie des Rechts der tierischen Nebenprodukte
(120 Unterrichtsstunden);

3. landwirtschaftliche Strukturen und Produktionsbedingun-
gen (30 Unterrichtsstunden);

4. Grundlagen der Tiergesundheit und Produktionshygiene
(40 Unterrichtsstunden);

5. Kommunikations- und Konfliktlösungstechniken in Bezug
auf Kontrolltätigkeit (10 Unterrichtsstunden);

6. Umgang mit landwirtschaftlichen Nutztieren und Zootie-
ren, Produktionspraxis, Tierhaltungssysteme (60 Unterrichts-
stunden).
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die pauschale Förderung

nach dem Niedersächsischen Krankenhausgesetz

Vom 7. November 2019

Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 des Niedersächsischen Kran-
kenhausgesetzes vom 19. Januar 2012 (Nds. GVBl. S. 2), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 § 16 des Gesetzes vom 20. Mai
2019 (Nds. GVBl. S. 88), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die pauschale Förderung nach dem
Niedersächsischen Krankenhausgesetz vom 15. November 2012
(Nds. GVBl. S. 455), zuletzt geändert durch Verordnung vom
29. August 2018 (Nds. GVBl. S. 180), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Der Betrag nach Absatz 1 erhöht sich für Planbetten
in den Fachrichtungen, deren allgemeine Krankenhausleis-
tungen nach dem Krankenhausentgeltgesetz vergütet wer-
den,

1. bei einem Krankenhaus
mit weniger als 231 Planbetten um 115 Euro,“

2. bei einem Krankenhaus
mit 231 bis 330 Planbetten um 180 Euro,“

3. bei einem Krankenhaus
mit 331 bis 630 Planbetten um 300 Euro,“

4. bei einem Krankenhaus
mit mehr als 630 Planbetten um 650 Euro.“

2Der Betrag nach Satz 1 erhöht sich für Planbetten

1. in der Fachrichtung Neurochirurgie um 750 Euro.“

2. in der Fachrichtung Herzchirurgie um 1 200 Euro.“

3. in der Fachrichtung Nuklearmedizin
und in der Fachrichtung Strahlen-
therapie um 2 100 Euro.“

2. § 3 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Der Förderbetrag errechnet sich durch Multiplikation
des Wertes nach den Sätzen 1 und 2

1. mit 9,00 Euro bei einem Wert unter 5 000,

2. mit 10,00 Euro bei einem Wert von 5 000 bis unter
10 000,

3. mit 12,00 Euro bei einem Wert von 10 000 bis unter
15 000,

4. mit 13,00 Euro bei einem Wert von 15 000 bis unter
20 000,

5. mit 14,00 Euro bei einem Wert von 20 000 bis unter
25 000,

6. mit 16,00 Euro bei einem Wert von 25 000 und mehr.“

3. In § 4 Satz 1 Halbsatz 1 wird die Zahl „75“ durch die Zahl
„100“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 in
Kraft.

Hannover, den 7. November 2019

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

R e i m a n n

Ministerin
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über Zulassungszahlen

für Studienplätze zum Wintersemester 2019/2020
und zum Sommersemester 2020

Vom 7. November 2019

Aufgrund des § 9 Satz 1 Nr. 3 des Niedersächsischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes vom 29. Januar 1998 (Nds. GVBl.
S. 51), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
15. Dezember 2015 (Nds. GVBl. S. 384), wird verordnet:

Artikel 1

In Anlage 1 Abschnitt I der Verordnung über Zulassungs-
zahlen für Studienplätze zum Wintersemester 2019/2020 und
zum Sommersemester 2020 vom 3. Juli 2019 (Nds. GVBl.
S. 163) wird in der Übersicht für die „Universität Göttingen“
der Unterabschnitt B beim Studiengang „Medizin“ wie folgt
geändert:

1. In der Spalte 2 werden die Zahl „370“ durch die Zahl
„372“ und die Zahl „78“ durch die Zahl „80“ ersetzt. 

2. In der Spalte 3 wird die Zahl „185“ durch die Zahl „207“
ersetzt.

3. In der Spalte 4 werden die Zahl „185“ durch die Zahl
„165“ und die Zahl „39“ durch die Zahl „41“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 7. November 2019

Niedersächsisches Ministerium
für Wissenschaft und Kultur

T h ü m l e r

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Bautechnischen Prüfungsverordnung

Vom 12. November 2019

Aufgrund des § 82 Abs. 2 Nr. 5 der Niedersächsischen Bau-
ordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 § 18 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds.
GVBl. S. 88), wird verordnet:

Artikel 1

Die Bautechnische Prüfungsverordnung vom 24. Juli 1987
(Nds. GVBl. S. 129), zuletzt geändert durch Verordnung vom
16. September 2013 (Nds. GVBl. S. 239), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 werden die folgenden Sätze 4 und 5 an-
gefügt:

„4Prüfaufträge, die der Prüfingenieur vor Vollendung des
68. Lebensjahres übernommen hat, darf er bis zur Voll-
endung des 70. Lebensjahres weiterführen. 5Der Prüfin-
genieur gilt insoweit weiterhin als anerkannt.“

b) In Absatz 5 werden am Ende ein Komma und die Worte
„jedoch nicht über die Vollendung des 68. Lebensjah-
res hinaus; Absatz 2 Sätze 4 und 5 gilt entsprechend“
eingefügt.

c) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde führt ein Ver-
zeichnis, in das sie die anerkannten Prüfingenieure mit
Sitz in Niedersachsen mit den folgenden Angaben ein-
trägt:

1. Familienname und Vorname,

2. Hochschulgrade,

3. berufliche Anschrift,

4. Telekommunikationsdaten,

5. Fachrichtung der Anerkennung und

6. letzter Tag der Geltung der Anerkennung.

2In das Verzeichnis sind auf ihr Verlangen auch nach
§ 10 Abs. 1 Halbsatz 1 oder Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 an-
erkannte Prüfingenieure mit den Angaben nach Satz 1
einzutragen. 3Eintragungen der Personen, die nicht mehr
anerkannt sind, auch wenn sie nach Absatz 2 Satz 5,
auch in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Halbsatz 2 oder
Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2, als anerkannt gelten, sind zu
löschen. 4Die oberste Bauaufsichtsbehörde macht das
Verzeichnis einmal im Jahr im Niedersächsischen Mi-
nisterialblatt bekannt.“

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach dem Wort
„Prüfingenieure“ die Worte „bis zur Vollendung des
68. Lebensjahres“ eingefügt.

bb) Am Ende der Nummer 3 wird der Punkt durch ein
Semikolon ersetzt.

cc) Nach Nummer 3 werden die Worte „§ 3 Abs. 2
Sätze 4 und 5 gilt entsprechend.“ angefügt.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Prüfinge-
nieur“ die Worte „bis zur Vollendung des 68. Lebens-
jahres“ eingefügt, nach dem Wort „Anerkennungs-
voraussetzungen“ das Komma gestrichen und am Ende
ein Semikolon und die Worte „§ 3 Abs. 2 Sätze 4 und 5
gilt entsprechend“ eingefügt.

3. Nach § 12 wird der folgende § 12 a eingefügt:

„§ 12 a

Übergangsregelung

Die Altersbeschränkungen in § 3 Abs. 5 und in § 10 Abs. 1
und 4 Satz 1 gelten nicht für Prüfaufträge, die vor dem 1. De-
zember 2019 angenommen worden sind.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2019 in Kraft.

Hannover, den 12. November 2019

Niedersächsisches Ministerium
für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

L i e s

Minister



Nds. GVBl. Nr. 19/2019, ausgegeben am 21. 11. 2019

351

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Umweltdruckhaus Hannover GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstücke
können durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschließlich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschließlich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskündigung kann nur 6 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 5,25 € einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 

V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung

zur Regelung von Zuständigkeiten
in der Gerichtsbarkeit und der Justizverwaltung

Vom 18. November 2019

Aufgrund des § 22 c Abs. 1 Sätze 1 und 3 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes in der Fassung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077),
zuletzt geändert durch Artikel 8 Abs. 1 des Gesetzes vom
8. Juli 2019 (BGBl. I S. 1002), in Verbindung mit § 1 Nr. 1 der
Subdelegationsverordnung-Justiz vom 6. Juli 2007 (Nds. GVBl.
S. 244), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. Juli 2019
(Nds. GVBl. S. 217), wird verordnet:

Artikel 1

§ 13 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten in
der Gerichtsbarkeit und der Justizverwaltung vom 18. Dezem-
ber 2009 (Nds. GVBl. S. 506; 2010 S. 283), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 27. August 2019 (Nds. GVBl. S. 264),
erhält folgende Fassung:

„§ 13

Bereitschaftsdienst

Ein gemeinsamer Bereitschaftsdienstplan wird aufgestellt

1. für die Amtsgerichte im Bezirk des Landgerichts Aurich,
wobei zu dem Bereitschaftsdienst auch die Richterinnen
und Richter des Landgerichts Aurich heranzuziehen sind,

2. für die Amtsgerichte Bad Gandersheim, Clausthal-Zeller-
feld, Goslar, Helmstedt, Salzgitter, Seesen, Wolfenbüttel
und Wolfsburg, wobei zu dem Bereitschaftsdienst auch die
Richterinnen und Richter des Landgerichts Braunschweig
heranzuziehen sind,

3. für die Amtsgerichte im Bezirk des Landgerichts Bückeburg,

4. für die Amtsgerichte im Bezirk des Landgerichts Lüne-
burg, wobei zu dem Bereitschaftsdienst auch die Richte-
rinnen und Richter des Landgerichts Lüneburg heranzu-
ziehen sind,

5. für die Amtsgerichte im Bezirk des Landgerichts Olden-
burg (Oldenburg),

6. für die Amtsgerichte Lingen (Ems), Meppen, Nordhorn und
Papenburg und

7. für die Amtsgerichte im Bezirk des Landgerichts Verden
(Aller), wobei zu dem Bereitschaftsdienst auch die Richte-
rinnen und Richter des Landgerichts Verden (Aller) heran-
zuziehen sind.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Hannover, den 18. November 2019

Niedersächsisches Justizministerium

H a v l i z a

Ministerin
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